
Benchmarking 
der Integrationspolitik 
in Europas Städten

erkenntnisse aus dem inti-cities-projekt

Das Projekt inti-cities – Benchmarking Integration Governance in European 
Cities (August 2007-Januar 2009) führte einen innovativen Ansatz zur 
Bewertung von Integrationspolitiken in sechs europäischen ‘Gastgeber’-
Städten (Lyon, Helsinki, Rotterdam, Malmö, Genua und Düsseldorf) 
ein. Sechs weitere europäische Städte waren nur als Gutachter in das 
Projekt einbezogen (Amaroussion, Barcelona, Belfast, Mailand, Tampere 
und Utrecht). Die Peer-Review-Teams benutzten einen Benchmark von 
Indikatoren, um die Integrationspolitik – die Art und und Weise, wie 
Integration für Migranten organisiert wird – in jeder Gastgeberstadt zu 
untersuchen. Diese Publikation ist das Endergebnis des Projekts. Sie stellt 
den Prozess eines Peer-Reviews dar und fasst die im Verlauf des Projekts 
identifizierten wesentlichen Herausforderungen für Integrationspolitik in 
europäischen Städten zusammen.  

für weitere informationen über das projekt: 
www.inticities.eu





Städte in ganz Europa sind Gastgeber für zunehmend vielfältige Bevölkerungs-
gruppen. Es sind auch Städte, in denen man die Chancen und Herausforde-
rungen, die sich aus dieser Vielfalt ergeben, am unmittelbarsten zu spüren 
bekommt. Ob in Malmö oder Mailand, Praktiker, die Strategien und Praktiken 
für lokale Integration entwickeln, sind mit vielen ähnlichen Fragen konfron-
tiert. Jedoch werden die Lösungen, die sie formulieren, und die Politikansät-
ze, für die sie sich entscheiden, innerhalb potenziell sehr verschiedenartiger 
lokaler – und nationaler – Parameter entwickelt.

Das inti-cities Projekt wurde im Bewusstsein der Existenz gemeinsamer Heraus-
forderungen und in Anerkennung der VielfaIt der in verschiedenen Städten ge-
wählten Herangehensweisen entworfen. Unser Ziel war es, eine Plattform für 
kommunale Integrationsexperten zu bieten, um sich mit Kollegen in anderen 
Städten zu treffen und Anregungen zu finden in den Ansätzen lokaler Integrati-
onspolitik, die anderswo gewählt wurden. Dabei war unser Ehrgeiz, diesen Aus-
tausch in einer intensiven und fokussierten Weise zu organisieren. Zu diesem 
Zweck entschied sich das Projekt, einen Peer-Review-Prozess auf der Grundla-
ge eines gemeinsamen Benchmarks und einer standardisierten Methodologie 
einzuführen.  

Peer-Reviews werden auf nationaler und auf europäischer Ebene schon lange an-
gewendet. Die Europäische Union z.B. organisiert Peer-Reviews, um das Von-
einanderlernen in der Sozialpolitik innerhalb der Offenen Koordinationsmetho-
de zu erleichtern. Oft beginnen solche Peer Reviews mit einem gemeinsamen 
Set von Standards – einem Benchmark, im Bezug zu welchem die Peers den 
Fortschritt einschätzen, ihre Herangehensweisen vergleichen und Vorschläge 
für eine Verbesserung der Strategien und Praktiken ausarbeiten.   

inti-cities wählte diesen Ansatz, um die Lernerfahrungen zu strukturieren und 
zu fokussieren. Eine Peer-Review-Methodologie wurde für das Projekt gestal-
tet und spezifisch darauf zugeschnitten, städtische Integrationspolitik zu un-
tersuchen. inti-cities konzentrierte sich darauf, wie die Stadt sich selbst in 
Bezug auf das Spektrum der für Integrationspolitik relevanten Akteure organi-
siert. Wir untersuchten die allgemeine Gestaltung der Integrationspolitik: die 
organisatorischen Beziehungen, die zu verschiedenenen staatlichen Ebenen 
hergestellt werden, und die Verbindungen zwischen Abteilungen innerhalb der 
Stadt; die Einbeziehung externer Partnerorganisationen und -vereine; sowie 
die Bemühungen der Stadtverwaltung für einzelne Migranten und die breitere 
Öffentlichkeit. 

Die Peer-Reviews von inti-cities stellten eine intensive Lernerfahrung sowohl für 
die Gutachter als auch für die begutachteten Städte dar. Mit dieser Publikation 
versuchen wir, die Fülle des durch das Projekt Gelernten weiterzugeben. Wir ge-
hen dabei auf Peer-Reviews als ein Instrument des Voneinanderlernens ein und 
auf die Erkenntnisse, die wir darüber gewonnen haben, wie Städte geeignete 
Strukturen für erfolgreiche Integrationspolitik schaffen können.

einleitung

Mit dieser Publikation laden wir andere 
Praktiker städtischer Integrations-
politik ein, auf unseren Ergebnissen 
aufzubauen, unsere Instrumente zu 
übernehmen und sie an ihre Zwecke 
anzupassen. Wir hoffen, dass es 
Ihnen Freude bereitet, über unsere 
Erfahrungen zu lesen.  
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abschnitt a: die Verwendung von Peer-Reviews zum 

Vergleich von Integrationspolitik: Ein Leitfaden für 

Städte stützt sich auf die Erfahrungen der Experten 

aus inti-cities um eine methodologische Anleitung für 

Peer-Reviews lokaler Integrationspolitik zu entwerfen. 

Dieser Abschnitt stellt die Instrumente Peer-Review 

und Benchmarking vor und bietet eine Schritt-für-

Schritt-Anleitung für die Planung und Durchführung 

eines Peer-Reviews.   
 
 

abschnitt b: Der inti-cities-Benchmark beschreibt 

entscheidende Elemente lokaler Integrationspolitik 

anhand eines Benchmarks von Indikatoren. Dieser 

Benchmark wurde benutzt, um die Peer-Reviews von 

inti-cities zu strukturieren und dann im Licht der 

Erfahrungen der Peers überarbeitet.  

abschnitt c: Die Untersuchung von 

Integrationspolitik hebt die entscheidenden 

Ergebnisse der Peer-Reviews von inti-cities hervor. Er 

stellt die Herausforderungen für die Integrationspolitik 

in Städten dar, die von den inti-cities-Peers festgestellt 

wurden, und hebt die innovativen Maßnahmen hervor, 

welche Städte ergreifen, um die Herausforderungen 

anzugehen. A
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A
Die Verwendung von Peer-Reviews  
zum Vergleich von Integrationspolitik
 
In diesem Abschnitt der Publikation werden aus den Erfahrungen der 
inti-cities Peers einige grundsätzliche Leitlinien für die Durchfüh-
rung eines Peer-Reviews zum Benchmarking städtischer Integrations-
politik abgeleitet. Er beginnt mit der Einführung dieser beiden sich 
ergänzenden Instrumente zur Förderung des gemeinsamen Lernens, 
bevor der Leser dann Schritt für Schritt mit dem eigentlichen Ablauf 
vertraut gemacht wird.

 Ein Leitfaden für Städte



abschnit t a8  Ein Leitfaden für Städte

	 Was ist ein Peer-Review?
	 Ein Peer-Review ist ein Instrument zur Förderung des gemeinsamen Lernens, 

wobei lokale Politikansätze, Programme und Praktiken evaluiert werden von 
gleichrangigen Kollegen aus anderen Städten (= Peers), die sich wie ‚kritische 
Freunde’ verhalten. Peers sehen sich mit ähnlichen Problemen konfrontiert, 
arbeiten in einer ähnlichen Umgebung und mit ähnlichen Mitteln. Jeder Peer 
kennt sich mit der Integrationsfragen aus und steuert ihre/seine eigene Per-
spektive und Erfahrung bei.

	 Was ist ein Benchmark?
	 Ein Benchmark stellt einen erstrebenswerten Standard und einen Referenz-

punkt zur Bemessung von Leistungen dar. Durch Vergleich werden Möglich-
keiten zur Verbesserung bestehender politischer Strategien und Praktiken 
identifiziert. Ihre Umsetzung kann dann zu einer Verbesserung der Integrati-
onspolitik und zu einer Verbesserung der Steuerung oder des Angebots von 
Dienstleistungen führen. Benchmarks werden seit langem von miteinander 
im Wettbewerb stehenden privaten Unternehmen benutzt und finden als Mit-
tel zur Qualitätssteigerung von Dienstleistungen auch zunehmend ihren Platz 
im öffentlichen Sektor.

 

Warum ein Peer-Review?
		  »	 Peer Reviews bieten eine bereichernde Lernerfahrung, indem sie Möglich-

keiten eröffnen, tief in die spezifische Materie einzutauchen und praxis-
relevante Erfahrung zu sammeln über relevante Probleme der täglichen 
Arbeit von städtischen Beamten und Angestellten. 

		  »	 Peer-Reviews bieten ein Forum zum intensiven Austausch: zwischen ein-
zelnen Praktikern, die für die Dauer des Interviews die gegenseitigen Prak-
tiken erkunden und hinterfragen und gleichzeitig aufgefordert werden, 
über die Situation in ihren eigenen Städten nachzudenken; und zwischen 
Partnerstädten und dem größeren Pool von Interessenvertretern, die an 
diesem Projekt teilnehmen.

		  »	 Diejenigen, deren Stadt einer Begutachtung unterzogen wird, können aufge-
schlossener auf Befragungen und Empfehlungen ihrer Peers reagieren als 
dies bei Hinweisen eines Beraters oder Regierungsvertreter der Fall wäre, 
der weiter von der Alltagsrealität lokaler Integrationspolitik entfernt ist.

		  »	  Peer Reviewer bringen neue Perspektiven in die Debatte ein. Die Tatsache, 
dass Peers als externe Akteure ein unparteiisches Auge auf die Praktiken 
werfen, erhöht die Glaubwürdigkeit des Evaluationsprozesses.  

		  »	 Die Gastgeberstädte erhalten ein von Experten validiertes Feedback in Be-

 

 der inti-cities peer-review-prozess 
Der inti-cities Peer-Review-Prozess wurde 
durch ein Benchmark von speziell für das Pro-
jekt erstellten Standards unterteilt. Er begann 
damit, dass jede Stadt zunächst einen Auftakt-
bericht erstellte, in dem sie sich selbst unter 
Benutzung vorgegebener Indikatoren gegen-
über den Benchmark-Standards beurteilte. 
Peer-Review-Teams, die aus vier Vertretern der 
Städte und je einem Vertreter von eurocities, 
mpg und ethics etc. zusammengesetzt waren, 
führten einen Desk-Review des Berichts durch 
und erstellten gemeinsam eine Analyse der 
Stärken und Schwächen jeder Gastgeberstadt.
Die Peer-Review-Teams reisten in die jeweili-
gen Gastgeberstädte und interviewten dort 
Praktiker, Politiker, Partnerorganisationen, 
Dienstleistungsnutzer und Migrantengruppen, 
um ihre Ergebnisse einer Gegenprobe zu unter-
ziehen. Am Ende ihres Reviews einigte sich das 
Team auf gemeinsame Schlussfolgerungen und 
erstellte einen Bericht für die Gastgeberstadt, 
der eine Zusammenstellung von konstruktiver 
Kritik und Empfehlungen für verbesserungsbe-
dürftige Bereiche enthielt. Die Berichte wurden 
den jeweiligen Städten durch den Leiter des 
Teams präsentiert.  

  
inti-cities peers 

Die inti-cities Peers mussten sowohl über ein 
Verständnis der „Mechanik“ lokaler Verwal-
tung als auch über  Erfahrung in dem entspre-
chenden Fachgebiet verfügen. Jeder der Peers 
arbeitet auf dem Gebiet der Integration in der 
öffentliche Verwaltung einer von 12 Städten in 
zehn europäischen Ländern. Sie sind als Pro-
jektleiter, politische Berater, Sozialarbeiter, 
Leiter von Integrationsbüros, des Bildungs-
amtes oder der Antidiskriminierungsstelle 
tätig.Das praxisbezogene Zusammenarbeiten 
förderte die Entwicklung eines europäischen 
Netzes von Peer-Review-Experten. Die inti-
cities Partner werden dieses Netz auch nach 
Beendigung des Projekts zum Austausch von 
Ideen und Erfahrungen benutzen. 

	 1	 Peer-Review und Benchmarking:  
 
Eine Einführung in die Instrumente
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zug auf ihre Praktiken und Unterstützung in Bereichen von Belang – sei es 
in Form besonders relevanter politischer Fragen oder in Form neuer Instru-
mente oder Programme. 

		  »	 Empfehlungen, die aus einer dreitägigen Beurteilung durch Peers aus an-
deren Städten hervorgehen, sind detailierter und realistischer als jene, 
die am Schreibtisch erstellt werden, da der Peer-Review-Besuch den ört-
lichen politischen Kontext und die Verwaltungseigenheiten in den Blick-
punkt stellt. 

		  »	 Peers besitzen ein abgerundetes und wohlwollendes Verständnis der ört-
lichen Steuerungsregelungen, erlangt durch die eigene Lebenserfahrung!  
Sie richten ihren Blick in erster Linie auf praktische Maßnahmen, die sich 
kurzfristig umsetzen lassen.

	 …und warum ein länderübergreifender Peer-Review?
		  »	 Unterschiedliche politische Traditionen haben unterschiedliche Ideen und 

Instrumente hervorgebracht, die eine Inspiration für Peers aus anderen 
Ländern darstellen können. Ein länderübergreifender Peer-Review bietet 
ein Forum zur gegenseitigen Generierung von Ideen und birgt ein immen-
ses Potential, neue und innovative Ansätze zu entdecken. 

		  »	 Die Europäische Union hat allgemeine Richtlinien für die Integration von 
Migranten festgelegt (gemeinsame Grundprinzipien) und fordert länderü-
bergreifende Vergleiche und den Austausch bewährter Praktiken. 	

		  »	 Die Zusammenarbeit mit Peers aus anderen Ländern bei einem Review 
eröffnet Perspektiven auf andere Ansätze. Peers müssen von der Art und 
Weise, wie Dinge “zu Hause“ erledigt werden, Abstand nehmen und wer-
den aufgefordert, über Ideen und Ansätze nachzudenken, die ihnen selb-
verständlich erscheinen.

 

	 Warum eine Kombination von Peer-Review und Benchmarking?
		  »	 Die Verwendung eines Benchmarks konzentriert und strukturiert die Peer-

Reviews, und  legt damit die Parameter für einen intensiven Austausch fest. 
		  »	 Benchmarking ist per definitionem ein normativer Vorgang. Durch die Zu-

sammenarbeit eines Teams von Peers wird die Festlegung von Standards 
ein kollektiver, demokratischer Prozess. Die gemeinsame Erstellung der 
Benchmark führt zu einem einheitlichen Verständnis der angestrebten 
Standards. Als solcher kann der Benchmark zur zukünftigen Politik- und 
Projektentwicklung auf EU-Ebene dienen.

	 »		  Ein Benchmark stellt einen Standard oder Referenzpunkt dar, demgegenü-
ber Praktiken bewertet werden können und der Bereiche aufzeigen kann, in 
denen Verbesserungen gemacht werden könnten. Bei der ’Anwendung’ des 
Benchmark sind Peers in der besonderen Position, die Schwierigkeiten ver-
stehen und eine flexible und differenzierte Analyse erstellen zu müssen.  

	 »		  Der Benchmark liefert vergleichende Daten, die eine Analyse zwischen 
Städten erlaubt und für Peers ein Instrument zur Identifizierung von über-
tragbaren Praktiken darstellt.   

	 »		  Die Zusammenarbeit von Peers in einer Gruppe und das Bewerten von Po-
litik und Praktiken bezüglich eines gemeinsamen Sets von Standards trägt 
zur Aufhebung subjektiver Bewertungsmaßstäbe bei.

‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ! ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ››
um erfolgreich zu sein, bedürfen peer-reviews 
üblicherweise des Engagements der Peers jen-
seits ihrer normalen Arbeitszeit.  Die Organisa-
tion eines Peer-Reviews ist mit Kosten verbun-
den, und Städte müssen davon überzeugt sein, 
dass der Nutzen den zeitlichen und finanziellen 
Aufwand rechtfertigt.

‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ! ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ››
damit Peer-Reviews sich lohnen, müssen sich 
die Akteure aus Politik und Verwaltung zu dem 
Prozess bekennen, um einen reibungslosen 
Ablauf zu gewähren und dafür zu sorgen, dass 
Empfehlungen ernst genommen werden. 

‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ! ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ››

Städte, die an diesem Peer-Review teilneh-
men, sollten sich nicht allzu sehr unterschei-
den. Größe Funktion und Kompetenzen auf 
lokaler Ebene und Bevölkerungsvielfalt sind 
Beispiele von Faktoren, die in Betracht gezo-
gen werden können.  
 
‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ! ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ››

Um die lokale Integrationslandschaft zu ver-
stehen und um nützliches Feedback an die 
Gastgeberstädte zu geben, müssen sich Peers 
damit vertraut machen, wie Integrationsfra-
gen durch nationale Belange oder durch die 
Aufteilung von Verantwortlichkeiten und die 
Verteilung von Kompetenzen eingegrenzt und 
geprägt wird. Dies ist bereits an sich eine 
anspruchsvolle Aufgabe für eine Gruppe eu-
ropäischer Peers, für die ausreichend Zeit zur 
Verfügung stehen muss. 

‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ! ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› 
Die Sprache kann die Zusammenarbeit vor 
praktische Herausforderungen stellen und die 
Möglichkeiten für einzelne Peers, Beiträge zu 
leisten limitieren. Obwohl Peers mit Dolmet-
schern arbeiten können, führt dies zu einer 
Verlangsamung des Prozesses; es verdoppelt 
die Länge der Interviews und unterbricht den 
natürlichen Diskussionsfluss. 



abschnit t a10  Ein Leitfaden für Städte

Schritt  1  

Definition des 
Benchmark und der 
Indikatoren. Entschei-
den wo ein Beitrag 
europäischer Peers 
zusätzlichen Nutzen 
bringen könnte, Set-
zen von Standards 
und Formulierung der 
Indikatoren.	

Schritt  2  

Schulung der Peer-
Review-Teams. Eine 
Gelegenheit zur 
Verdeutlichung der 
Schlüsselkonzepte, 
Gastgeberstädte 
lernen, ihren Auftakt-
bericht vorzubereiten, 
und Peers üben des 
Führen von Interviews.

Schritt  3  

‘Auftaktbericht’ der 
Gastgeberstadt. Die 
Gastgeberstadt er-
läutert den Peers den 
Kontext, in dem sie 
tätig ist und bewertet 
sich selbst gegenüber 
den einzelnen Bench-
mark-Indikatoren. 

	

Schritt  4  

Desk-Review der 
Peers. Peers bewerten 
anhand des Auftakt-
berichts die Leistung 
der Gastgeberstadt, 
formulieren eine Hy-
pothese, entscheiden 
welche Informationen 
sie noch benötigen 
und mit wem sie sich 
treffen müssen.

Schritt  5 

Peer-Review-Besuch. 
Peers befragen ent-
sprechende städtische 
Angestellte,  
Politiker, artneror-
ganisationen, Mi-
grantengruppen und 
Dienstleistungsnutzer, 
um ihre ursprünglichen 
Hypothesen zu über-
prüfen und entwickeln 
eine Bewertung.

Schritt  6  

Erstellung der Bewer-
tung. Peers erarbeiten 
eine Bewertung, die 
sich auf die durch die 
Interviews erhaltenen 
Fakten stützt.

Schritt  7  

Feedback. Am Ende 
des Besuchs berich-
ten Peers über ihre 
Schlüsselbefunde. Sie 
erstellen einen aus-
führlichen Bericht und 
präsentieren diesen 
der Gastgeberstadt.

Vorbereitung >>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>  Bewertung  >>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>  Bericht  >>>>>>>> 

‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ! ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›
Bei der Festlegung von Benchmarkindika-
toren ist es wichtig, die Verfügbarkeit von 
Informationen zu berücksichtigen, die zur 
Verwendung eines vorgegebenen Indika-
tors notwendig sind. 

‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ! ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›
Es ist wichtig, den Umfang der Benchmark 
einzugrenzen, um zielgerichtete Reviews 
zu erhalten, die eine tiefer gehendere 
Analyse erlauben.

	 2	 Schritt-für-Schritt Anleitung für ein 
		  Peer-Review zum Vergleich 
		  von Integrationspolitik
	

	 Der inti-cities Peer-Review-Prozess gliedert sich in drei Phasen: Vorbereitung 
des Besuchs, die eigentliche Bewertung und das Berichten der Ergebnisse. Drei 
Phasen, unterteilt in sieben Schritte, werden im Folgenden erläutert.
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	 Schritt 1: Definition des Benchmarks und der Indikatoren
	 In diesem Schritt bestimmen die Peers den Fokus des Peer-Reviews. Ge-

meinsam legen sie Benchmark-Standards fest und formulieren Indikatoren. 
Mit Hilfe der Indikatoren können die Peers besser verstehen und bewerten, 
welche Fortschritte in Richtung des durch den Benchmark vertretenen Ideals 
gemacht werden. Indikatoren können dazu benutzt werden, Maßnahmen zur 
Erreichung des Benchmark-Ziels zu finden und den Erfolg dieser Maßnahmen 
zu bewerten.

		  »	 Benchmarking sollte Bereiche erkunden, in denen Verbesserungen ge-
macht werden können, und wo die Beiträge der Peers praktisch, nützlich 
und willkommen sind. 

		  »	 Wenn der Benchmark in verschiedenen Kontexten angewendet werden soll 
und vergleichbare Daten benötigt werden, ist es sinnvoll, diesen so zu ge-
stalten, dass er die Instrumente des Politik-Machens erforscht und nicht, 
zum Beispiel, sich auf Ziele und Ergebnisse bezieht, die nicht mit anderen 
Städten verglichen werden können.

		  »	 Ein Benchmark ist ein zusammengefasster ‘idealer’ Standard, der auf Stra-
tegien und Praktiken aus mehreren Städten basiert. Auch wenn Städte 
grundsätzliche Integrationsziele teilen und in der Integrationspolitik mit 
ähnlichen Herausforderungen konfrontiert sind, gibt es vielfältige Unter-
schiede hinsichtlich der Ansätze, der Steuerungsweisen und der Arbeits-
kulturen. Es ist deshalb sehr schwierig, einen Satz von Benchmark-Stan-
dards zu entwickeln, der von jeder Stadtverwaltung als ‚ideal’ angesehen 
wird. Der Benchmark und die Indikatoren sollten von allen Peers akzep-
tiert werden.

		  »	 Es gibt viele Wege, Politik so zu organisieren, dass sie dem Benchmark 
entspricht. Indikatoren sollten nicht zu viel vorschreiben, sondern den 
Städten Spielraum zur Entwicklung eigener Arten und Weisen einräumen, 
den Herausforderungen zu begegnen und so Innovation und Kreativität 
fördern.  

		  »	 Peers müssen ein Gleichgewicht finden zwischen der Formulierung sehr 
spezifischer Indikatoren, die nicht überall anwendbar sind und der For-
mulierung abstrakterer Indikatoren, die zwar überall angewendet werden 
können, aber an Genauigkeit einbüßen. 

	 Schritt 2: Schulung der Peer-Review-Teams
		  Eine zweitägige Schulung im Vorfeld der Peer-Reviews ist von entscheidender 

Bedeutung sowohl für die Peer-Review-Teams als auch für die Gastgeberstäd-
te, um Aspekte der Methodik klarzustellen. 

		  »	 Gastgeberstädte erhalten Anleitungen zum Verfassen ihres Auftaktbe-
richts. Peers erhalten Anleitungen zur Durchführung ihres Reviews.

		  »	 Das Schulung bietet eine gute Gelegenheit für Peers, sich kennenzulernen 
und Anleitung für die Durchführung von Interviews und die Leitung von 
Workshops oder Diskussionsgruppen zu erhalten. 

		  »	 Das Durchführen von Probeinterviews soll den Peers die Fähigkeit und das 
Vertrauen vermitteln, das sie bei den Peer-Review-Besuchen benötigen.

		  »	 Schulungseinheiten sollten dazu genutzt werden, die Peer-Review-Teams 
zu organisieren und einen Teamleiter für jedes Team zu benennen. Team-
leiter dienen als ‘Botschafter’  für die Beziehungen des Teams mit der 
Gastgeberstadt. 

  

inti-cities peer-review-schulung

Als Teil des inti-cities-Projekts fand einen 
Monat vor dem ersten Peer-Review eine zweitä-
gige Schulung statt. In dieser Schulungsein-
heit wurden die Peer-Review-Teams gebildet, 
den Gastgeberstädten wurden Handreichun-
gen zur Verfügung gestellt und alle Teilnehmer 
beteiligten sich an interaktiven Übungen zur 
Durchführung der Interviews. Das Team verein-
barte, Interviews als das wichtigste Instrument 
bei den Peer-Review-Besuchen zu benutzen, 
und jeweils zwei Peers als Interviewer einzu-
setzen. Die Interviews dauerten jeweils eine 
Stunde (zusätzliche Zeit war erforderlich, wenn 
ein Dolmetscher benötigt wurde). Workshops 
wurden in Einzelfällen abgehalten, um die Mei-
nung einer größeren Gruppe von Interviewpart-
nern zu erhalten.

 	  
der inti-cities benchmark

Das inti-cities Projekt konzentriert sich auf 
Integrationspolitik und beschäftigt sich mit 
zwei spezifischen Fragen: die horizontale und 
vertikale Zersplitterung von Politik und öffent-
licher Dienstleistung; und die Ausgrenzung von 
Immigranten aus Gesellschaft und Entschei-
dungsprozessen.  
Es erforschte vier Säulen der Integrationspo-
litik. Für jeden Bereich wurden die folgenden 
grundlegenden Benchmark-Standards festge-
legt: siehe Abschnitt B, Seite 17

	

inti-cities indikatoren

die 75 Indikatoren im Rahmen des inti-cities 
Projekts betrachten das Ausmaß, in dem An-
sätze und Praktiken der lokalen Politik Mögli-
chkeiten der Integration für Migranten bieten 
oder Hindernisse zur Integration darstellen.  
Sie versuchen nicht zu beurteilen, ob Immi-
granten tatsächlich in die Gesellschaft integri-
ert werden. Die meisten Indikatoren erfordern, 
dass die Peers eine qualitative und differenzi-
erte Bewertung vornehmen. Zum Beispiel:

Zusammenarbeit auf Verwaltungsebene: 
Indikator Nr. 3 
Hat die Gemeinde ein ständiges Beratungsgre-
mium zur Integration von Migranten, das mit für 
diese Aufgabe qualifizierten Mitgliedern aus der 
Zivilgesellschaft, Migrantenverbänden oder aus 
dem Privatsektor besetzt ist? Berät sich die Ge-
meinde regelmäßig mit dem Gremium?

Hinweis: Anhand der Erfahrungen und des Feedbacks 

der Peers wurde der Entwurf der Indikatoren nach den 

Peer-Review-Besuchen überarbeitet. Das vollständige 

Set aktualisierter Indikatoren befindet sich in Abschnitt 

B, S. 18-19.  
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	 Schritt 3: „Auftaktbericht“ der Gastgeberstadt
		  Jede Gastgeberstadt formuliert Strategien und Praktiken mit potentiell sehr 

unterschiedlichen lokalen – und nationalen – Parametern. Vor dem Peer-
Review-Besuch stellen die Gastgeberstädte den Peers entsprechende Ma-
terialien zur Verfügung, die zum Verständnis dessen, was sie zu sehen be-
kommen, zum Anpassen ihrer Erwartungen und zum Entwickeln sinn- und 
gehaltvoller Enmpfehlungen von Bedeuung sind. Die Gastgeberstädte begin-
nen außerdem mit dem Evaluationsprozess, indem sie ihre eigene Selbstein-
schätzung erstellen.

		  »	 Gastgeberstädte erhalten frühzeitig vor dem Peer-Review-Besuch eine 
Vorlage zur Erstellung des Auftaktberichts. Der Bericht enthält 1) eine 
Darstellung der Hintergrundinformationen gefolgt von 2) einer Selbstein-
schätzung der integrationspolitischen Ansätze und Praktiken.

		  »	 Die Hintergrundinformation im ersten Teil des Auftaktberichts sollte um-
fassend sein. Bei der Entscheidung, den Peers zusätzliche Materialien 
(Strategiedokumente, Tätigkeitsberichte, usw. ) zur Verfügung zu stellen, 
sollten die Gastgeberstädte in Betracht ziehen, dass den Peers nur ein be-
grenzter Zeitrahmen zur Verfügung steht, um sich mit den Informationen 
vertraut zu machen. Während des Peer-Review Besuchs gibt es noch viel 
über die Umgebung zu lernen.

		  »	 Im zweiten Teil des Auftaktberichts sollte die Stadt ihre eigenen Fort-
schritte gegenüber jedem einzelnen Indikator beurteilen, dabei zwischen 
Erwartungen und Ambitionen und tatsächlichen Erfolgen unterscheiden 
und offen mit Schwachpunkten umgehen.

		  »	 Für jeden Indikator muss die Gastgeberstadt Nachweise erbringen und 
das ‘wie’, das ‘warum’ und das ‘wer’ erklären. Der Auftaktbericht teilt 
dem Leser mit, wer für die jeweiligen Aspekte, die von den einzelnen In-
dikatoren angesprochen werden, politisch verantwortlich ist, und wer mit 
der Umsetzung der entsprechenden Politik betraut ist – dies hilft bei der 
Entscheidung, mit wem sich die Peers während des Peer-Review-Besuchs 
unterhalten wollen. 

		  »	 Im Idealfall sollte der Bericht in Zusammenarbeit mit dem Netz von Ak-
teuren geschrieben werden, die mit der Stadt im Bereich der Integrations-
politik und der Dienstleistungen arbeiten, um Beteiligte von Anfang an 
miteinzubeziehen und ein abgerundetes Bild über den Stand der Dinge zu 
vermitteln. Der Bericht sollte jedoch eine einheitliche Geschichte erzählen.

‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ! ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›

Um sich bewusst zu sein, dass der Bericht 
eventuell ein etwas verzerrtes Bild darstel-
len könnte, müssen die Peers über dessen 
Herkunft Bescheid wissen: Wer war bei der 
Ausarbeitung des Berichts beteiligt und 
wie? In welchem Maß spielte die Politik 
eine Rolle? 

‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ! ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›

Die Selbsteinschätzung der Stadt muss 
dem Peer-Review-Team schon frühzeitig 
zur Verfügung gestellt werden, so dass die 
Peers Gelegenheit haben, sich mit dem 
Inhalt vertraut zu machen und ihren Desk-
Review durchführen können.

 	
inti-cities auftaktbericht  

	 hintergrundinformationen 
jede inti-cities Stadt erstellt einen ersten 
Selbsteinschätzungsbericht, dem eine Einfüh-
rung in die lokale Integrationslandschaft vo-
rausgeht und der einen Überblick gibt über: 

1.	 Hauptmerkmale der Stadt (Bevölkerungs-
zusammensetzung, Wirtschaft, usw.) 
einschließlich aller Aspekte, die Auswir-
kungen auf die Integrationspolitik haben. 

2.	 Die Rolle der Stadt bei der Politikentwick-
lung und der Bereitstellung öffentlicher 
Dienstleistungen. Eine schematische Dar-
stellung der politischen, administrativen 
und operativen Struktur der Gemeinde mit 
Angabe der rechtlichen Kompetenzen und 
Aktivititäten von Abteilunngen, Unterneh-
men und Partnerschaften bei der Anbie-
tung von Dienstleistungen. 

3.	 Aufgabenteilung zwischen lokaler, regio-
naler und nationaler Politikebene.

4.	 Prozesse zur Entscheidungsfindung und 
politisches Gleichgewicht in der Stadt.

5.	 Wesentliche Strategien, Pläne und 
Maßnahmen die zur Integrationspolitik 
beitragen, einschließlich der in der Stadt 
verwendeten Definition für ‚Migranten’. 

6.	 Regelungen für die Zusammenarbeit mit 
anderen Akteuren, zum Beispiel Arbeits-
gruppen, die an der Integrationspolitik 
beteiligt sind

7.	 Das Bugdet für die Integrationspolitik zur 
Umsetzung von Maßnahmen, einschließ-
lich Details über die unterschiedliche Her-
kunft der Mittel aus lokalen, regionalen, 
nationalen und EU-Quellen.
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	 Schritt 4: Desk-Review der Peers
		  Die Peers beginnen ihre Bewertung getrennt voneinander unter Verwendung 

einer Vorlage zur Durchführung eines Desk-Reviews der Selbstbeurteilung 
der Gastgeberstadt. Peers nehmen die Angaben genau unter die Lupe. Die 
Desk-Reviews werden zusammengestellt und vor dem Peer-Review-Besuch 
an das Team verteilt. 

		  Das Beispiel unten stellt einen Auszug aus dem Desk-Review des Peer-Re-
view-Teams dar:

		  »	 Beurteile die Leistung. Scheint die Stadt angesichts der schriftlich vorlie-
genden Angaben den Benchmark-Indikator zu unterschreiten, zu erreichen 
oder zu überschreiten? Oder brauchen die Peers zusätzliche Informationen 
bevor sie einen ersten Konsens erreichen können?

		  »	 Entwickle Hypothesen. Peers verwenden das, was sie lesen, um sich ein 
Bild über die Lage in der Gastgeberstadt zu machen und erstellen eine er-
ste Hypothese für jeden der bei dem Besuch zu prüfenden Indikatoren. 

		  »	 Formuliere Fragen. Was müssen die Peers wissen, um ein Verständnis für 
die Leistung der Stadt zu entwickeln und um die Angaben im Auftaktbe-
richt sowie ihre vorläufige Hypothese zu überprüfen?

		  »	 Entscheide über Interviewpartner. Der Auftaktbericht sollte die Peers da-
rüber informieren, wer innerhalb der Gemeinde die Verantwortung über 
die Thematik jedes Benchmarks trägt, so dass sie entscheiden können, 
wen sie treffen möchten, um möglichst vielseitige Ansichten zu hören.

 

 inti-cities desk-review 

Indikatorverweis »	Leistung »	Hypothese »	Fragen/ Gesprächspartner

Zusammenarbeit im Verwaltungsbereich: 
Indikator Nr. 3

Hat die Gemeinde einen ständigen 
Beirat für Integrationsfragen, der 

mit für diese Aufgabe qualifizierten 
Mitgliedern aus der Zivilgesellschaft, 

Migrantenverbänden oder aus dem 
Privatsektor besetzt ist? Berät sich die 

Gemeinde regelmäßig mit dem Gremium?

Aufgrund der Angaben im 
Auftaktbericht der Gastgeberstadt
-	 wissen wir, dass die Stadt ein 

ständiges Beratungsgremium mit 15 
Mitgliedern hat, das sich 4 mal im 
Jahr trifft.

-	 wissen wir nicht, ob die Mitglieder 
repräsentativ ausgewählt oder 
qualifiziert sind. 

-	 vermuten wir, dass die Gemeinde 
die Anregungen des Beirats nicht 
vollständig nutzt.

-	 Hintergrund der Beiratsmitglieder. Wie 
wurden sie ernannt?

-	 Wird der Beirat ernst genommen? 
Wie häufig wird der Beirat von der 
Stadtverwaltung zu Rate gezogen?

-	 Welche Empfehlungen wurden in letzter 
Zeit gemacht? Welches Follow-up erhielt 
der Beirat von der Stadtverwaltung?

»	treffen: Beiratsvorsitzenden 

?  


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‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ! ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ››

Ein erfolgreicher Zeitplan muss nicht nur ge-
nügend Interviews und Workshops beinhalten, 
um eine gründliche Bewertung zu ermöglichen, 
sondern sollte auch Zeit einräumen, damit 
Peers (1) sich vorbereiten und sich vertraut ma-
chen können mit dem in der Stadt verfolgten 
Integrationsansatz und mit dem nationalen 
Kontext, in den dieser eingebettet ist; und (2) 
untereinander die Befunde diskutieren können. 

		  Schritt 5: Peer-Review-Besuch
		  Das Peer-Review-Team reist zur Erstellung seiner Bewertung und zur Überprü-

fung der Hypothesen in die Gastgeberstadt. Indem sie städtische Angestellte, 
Politiker, Partnerorganisationen und Migrantengruppen befragen, erkunden 
die Peers die verschiedenen Bereiche der Integrationspolitik, beheben Unklar-
heiten und sammeln weitere Angaben, Meinungen und Ansichten zusätzlich zu 
denen, die bereits von der Stadt in ihrem Auftaktbericht geliefert wurden.

		  »	 Der erste halbe Tag dient der Vorbereitung. Die Peers gehen gemeinsam 
ihren Desk-Review durch und erhalten einen Überblick von der Gastgeber-
stadt über deren Ansatz zur Integration von Migranten. Die Peers planen 
Interviews und Workshops und bereiten diese vor. 

		  »	 Die nächsten beiden Tage sind Interviews und Workshops gewidmet. Jedes 
Peer-Review-Mitglied sollte vier bis fünf Interviews pro Tag durchführen. 
Während Interviews durchgeführt werden, schreiben die übrigen Peers 
ihre Befunde nieder.

		  »	 Der letzte halbe Tag dient der abschließenden Zusammenfassung,  
der Vereinbarung von Schlüsselbefunden und einer kurzen Präsentati-
on für die Stadt.

 

  

inti-cities zeitplan
 

                 Time Tag 1 Tag 2 Tag 3 Tag 4

09.00 – 10.00 Interview 1	 Interview 2 
JB & FC

Interview 15	 Interview 16 Zusammenstellung und 
Diskussion der Befunde 
durch die Peers

10.00 – 11.00 Interview 3	 Interview 4 Interview 17	 Interview 18

11.00 – 12.00 Interview 5	 Interview 6 Interview 19	 Interview 20

12.00 – 13.00 Ankunft der Peers in 
Gastgeberstadt

Interview 7	 Interview 8 Interview 21 	 Interview 22 Präsentation der 
Schlüsselbefunde für die 
Stadt durch die Peers

13.00 – 14.00

14.00 – 15.00 Gemeinsamer Desk-Review 
der Peers

Interview 9	 Interview 10 Interview 23	 Interview 24 Abreise der Peers

15.00 – 16.00 Gelegenheit, um 
Klarstellungen von der Stadt 
zu erhalten

Interview 11	 Interview 12 Interview 25	 Interview 26

16.00 – 17.00 Präsentation der 
Gastgeberstadt über 
Integrationspolitik

Interview 13          Workshop A Interview 27         Workshop B

17.00 – 18.00 Interviewplanung und 
Vorbereitung von Fragen

Interview 14 Interview 28
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	 Schritt 6: Erstellung der Bewertung
		  Der Benchmark und seine Indikatoren bestimmen den Peer-Review-Prozess. 

Bei jedem Interview nutzen die Peers eine handvoll Indikatoren, um informa-
tionen zu sammeln, die es ihnen erlaubt, die Leistung gegenüber dem Bench-
mark zu beurteilen.

		  »	 Die Indikatoren sollten die Interviews strukturieren und die Fragen der 
Peers leiten. 

		  »	 Jeder gesammelte ‘Hinweis’ sollte auf den entsprechenden Indikator bezogen 
werden und in einer Datenbank oder ’Hinweisbank’ gespeichert werden. 

		  »	 Die Peers sind auf diese Datenbank angewiesen, um ihre Schlussfolgerun-
ngen zur Leistung der Stadt zu entwickeln und sollten eine sorgfältige Be-
legsammlung ihrer Befunde führen. Zusätzliche kontextbezogene Informati-
onen sollten aufgezeichnet werden, wenn sie besonders relevant sind

		  »	 Eine Farbcodierung der Befunde ist sehr hilfreich bei der Unterscheidung 
von Hinweisen, die darauf hindeuten, dass die Stadt den Benchmark er-
reicht oder sogar übertrifft, dass sie den Benchmark nicht erreicht oder 
dass die gesammelten Hinweise keinen Schluss zulassen. 

		  »	 Die Peers erkennen Schwachpunkte und versuchen zu verstehen welche 
Hindernisse einem Fortschritt im Wege stehen. Sie halten ebenso Ausschau 
nach guten Praktiken, die in andere Städte übertragen werden könnten.  

		  Schritt 7: Feedback 
		  Am Ende des Peer-Review-Besuchs, mit den Interviews noch in ihren Köpfen, 

arbeiten die Peers gemeinsam an der Festlegung einer Reihe von ‘Schlüssel-
befunden’ und präsentieren ihre vorläufigen Beobachtungen der Stadt. In den 
Wochen nach dem Besuch arbeitet sich das Team durch die Hinweisbank und 
erstellt einen umfassenden schriftlichen Bericht für die Stadt.  

		  »	 Die Hinweisbank stellt einen Ausgangspunkt für die Identifizierung von 
Mustern, Stärken und Schwächen dar. Hinweise sollten nur dann verwen-
det werden, wenn sie durch zwei oder mehr Interviews bestätigt werden.

  		  »	 Es ist wichtig, dass sich Peers einigen und ihre Schlüsselbefunde doku-
mentieren, bevor sie die Gastgeberstadt verlassen.

		  »	 In der Erkenntnis, dass der Benchmark zur Beurteilung der Städte sehr 
anspruchsvolle Standards setzt, sollten Peers versuchen, ein ausgegli-
chenes Bild zu zeichnen und konstruktive Kritik sollte durch Lob gemäßigt 
werden, wo immer es angebracht ist. 

		  »	 Auf der Grundlage ihrer Erfahrung und Fachkenntnisse entwickeln Peers 
konkrete Empfehlungen mit Hinblick auf die Unterstützung der Gastgeber-
städte, Fortschritte in Richtung des Benchmarks zu machen.

  		  »	 Zur Legitimierung der Befunde und Empfehlungen sollten diese von allen 
Peers entwickelt und akzeptiert sein. Der Bericht sollte gemeinsam er-
stellt werden.

	 Der Peer-Review-Teamleiter kehrt in die Stadt zurück, um Schlüsselbefunde 
des Abschlussberichts der Peers einem Publikum aus Mitarbeitern der ver-
schiedenen Abteilungen der Stadtverwaltung, Partnern der Stadt, Interes-
senvertretern und der Presse zu präsentieren. 

	 Die Gastgeberstadt erhält die Empfehlungen der Peers und verpflichtet sich, 
die wichtigsten Empfehlungen in die Tat umzusetzen.

	
 	

inti-cities hinweise sammeln 
Der Indikator über Kooperation innerhalb der 
Verwaltung auf Seite 11 könnte Fragen darüber 
aufgeworfen haben welchen Hintergrunds 
die Mitglieder des Beirats haben, wie oft der 
Beirat von der Stadt zu Rat gezogen wird und 
wie die Stadtverwaltung auf die Empfehlungen 
des Beirats reagiert. Antworten lassen sich oft 
nicht quantifizieren und Peers müssen eine dif-
ferenzierte Beurteilung vornehmen. Hinweise 
aus den Interviews werden dann in folgender 
Form in der Datenbank festgehalten: 

AK/I/3 – Interview 17 –  JB & FC  (Initialen des 
Interviewers)

Obwohl der Beirat aus geeigneten Mitgliedern 
besteht und repräsentativ ist, wird er nicht 
regelmäßig zu Rate gezogen – seit Beginn des 
Jahres wurde er lediglich einmal um eine Stel-
lungsnahme gebeten.

 

inti-cities Bericht 
Wären die Befunde bezüglich des Indikators 
AC/I/3 (Beispiel  oben) durch zwei oder mehr 
Befragte bestätigt worden, hätten die Peers eine 
entsprechende Empfehlung in ihren Bericht an 
die Stadt aufgenommen. Sie hätten vorgeschla-
gen, dass das Beratungsgremium häufiger kon-
sultiert wird und, wenn sie dies für angemessen 
erachtet hätten, einen Zeitplan für Beratungen 
empfohlen.

‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ! ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› 
Die Anwendung von Benchmark-Indikatoren er-
fordert eine gewisse Flexibilität. In diesem Fall 
könnte es irrelelevant sein, ob die Stadt einen 
ständigen Beirat hat oder nicht, so lange sie 
repräsentative Personen aus der Zivilgesell-
schaft, aus Migrantenvereinigungen oder aus 
dem privaten Sektor regelmäßig zu Rate zieht. 
Es bleibt den Peers überlassen zu entscheiden, 
was eine ’regelmäßige’ Konsultation darstellt 
und wie die Konsultation durchzuführen ist.

‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ‹‹ ! ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› ›› 
Peers müssen sorgfältig unterscheiden zwi-
schen der Meinung eines Befragten und den 
Fakten, die sich auf echte Hinweise stützen 
und sollten dabei nur letztere zur Kenntnis 
nehmen. Sie sollten das was sie hören anhand 
anderer zugänglicher Informationen ein-
schließlich des Auftaktberichts der Gastgeber-
stadt einer Gegenprobe unterziehen. 
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B
Der inti-cities-benchmark
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Der inti-cities-benchmark

Dieser Abschnitt der Publikation beschreibt die Indikatoren, welche 
für das inti-cities-Projekt entwickelt wurden, um die Peers bei ihrer 
Bewertung von vier Bereichen der Integrationspolitik zu unterstützen.

Der inti-cities-Benchmark wurde als ein Forschungsinstument entwickelt, 
das die Grundlage für die Untersuchung der Ansätze und Praktiken der Integ-
rationspolitik von Städten bietet, und nicht als „einzig wahres“ und gültiges 
Integrationsmodell. Er baut auf einer Vielfalt von Quellen auf, einschließlich 
früherer Benchmarkingprojekte, anwendungsorientierter Forschung, politi-
scher Erklärungen und Standards.   
Ein Set von Indikatoren wurde entworfen, um Peers dazu zu befähigen, den 
Fortschritt von Städten gegenüber den Benchmark-Standards für jede Säule 
der Integrationspolitik zu bewerten. Während der Peer-Review-Besuche sam-
melten Peers Informationen durch Interviews und durch die Analyse städti-
scher Dokumente zur Integrationspolitik, um die Leistung in Bezug auf jeden 
der Indikatoren zu beurteilen. Nehmen wir den ersten Indikator Allgemeine 
Steuerung - Ambition als ein Beispiel:

‘Die Stadt verabschiedet einen strategischen Plan zur Integration von 
Migranten, der auf einer Bedarfsanalyse basiert und als Plan für politi-
sche Maßnahmen dient.’

Die Peers können sich dafür entschieden haben, die für Integration von Mi-
granten verantwortliche Politikerin sowie den für den Entwurf des strategi-
schen Plans verantwortlichen Beamten zu befragen. Sie würden auch den 
Plan selbst herangezogen haben.   
Die Indikatoren wurden aufgestellt, um fünf Bereiche zu untersuchen, die 
quer zu allen Säulen verlaufen: Ambition, politische Verantwortung, Res-
sourcen, Umsetzung und Evaluierung. Sie wurden entworfen und zu Beginn 
des Projekts von den Peers diskutiert. Die Peer-Review-Besuche waren ein 
‘Versuchsfeld’ für die Indikatoren, welche anschließend überarbeitet wurden, 
wobei ihrer praktische Anwendbarkeit und die Stellungnahmen der Gastge-
berstädte sowie der Peers berücksichtigt wurden. Das überarbeitete Set von 
Indikatoren wird auf der nächsten Seite dargestellt.

1. 

Allgemeine Steuerung: 
Städte benötigen einen strategi-
schen und stadtweiten Ansatz zur 
Integrationspolitik, von der Pla-
nung bis hin zur Evaluierung. 

2. 

	

Teilhabe  

von Migranten stärken:  
Städte müssen danach streben, 
die Kapazitäten und Möglichkei-
ten aller Bürger, einschließlich der 
Migranten, informierte Entschei-
dungen zu treffen zu erhöhen und 
dass sich diese Entscheidungen in 
angetrebte Handlungsweisen und 
Ergebnisse verwandeln. 

3. 

Administrative  

Kooperation: 
Städte  sollten so organisiert 
sein, daß sie allen Bürgern, 
einschließlich Migranten, 
kohärente Dienstleistungen 
bieten können. Die 
Erkenntnis, daßIntegration ein 
Querschnittsthema darstellt, 
sollte dazu führen, daß 
Abteilungen an gemeinsamen 
Projekten zusammenarbeiten.

4.

Zusammenarbeit mit externen 

Partnern: 
Städte  müssen Partnerschaften 
mit zivilgesellschaftlichen 
Organisationen 
(einschließlich Migranten- und 
Selbsthilfeorganisationen), 
Interessengruppen und privaten 
Unternehmen entwickeln. Diese 
Partnerschaften sollten durch 
eine solide Verwaltungsstruktur 
unterstützt werden.
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allgemeine steuerung
Städte benötigen einen strategischen und stadt-
weiten Ansatz zur Integrationspolitik, von der 
Planung bis hin zur Evaluierung.

	 Allgemeine steuerung: Ambition
1.	 die Stadt verabschiedet einen strategischen Plan 

zur Integration von Migranten, der auf einer Be-
darfsanalyse basiert und als Plan für politische 
Maßnahmen dient.	

2.	Die Strategie wird in alle relevanten Politik-
portfolios und in allen Phasen des Politik-
Machens integriert. 	

3.	Ein Beamter wird als Koordinator der Integrati-
onspolitik („Integrationsbeauftragter“) ernannt 
und führt das ressortübergreifende Gremium zur 
Integration an. 	

4.	Der Integrationsbeauftragte ist nachhaltig damit 
beschäftigt, das Mainstreaming der Integration 
von Migranten in die politische Arbeit der Stadt-
verwaltung zu fördern und sicherzustellen. 

5.	Die Stadtverwaltung verabschiedet eine Strategie 
zur Zusammenarbeit mit regionalen, nationalen 
und europäischen Regierungsebenen. 

6.	Die Stadtverwaltung sammelt spezifische Daten 
zu Migrantengruppen, einschließlich solcher zur 
Verteilung der Wohnbevölkerung. 

	  
Allgemeine Steuerung: politische 

	 Verantwortung demonstrieren
1.	 Politische Führer der Stadtverwaltung haben sich 

öffentlich dazu verpflichtet, die Integration von 
Migranten sowohl im Hinblick auf Ressourcen als 
auch auf politisches Handeln zu einer Hauptprio-
rität zu machen. 	

2.	Es existiert ein Bekenntnis seitens aller politi-
scher Parteien zu den Prinzipien der Integration 
von Migranten und zu dem von der Stadtverwal-
tung in diesem Gebiet verabschiedeten strategi-
schen Plan. Dieses Bekenntnis gilt länger als ein 
politisches Mandat. 	

3.	Leiter der Stadtverwaltung unterstreichen den 
Beitrag seitens der Migranten für Stadt und 
Gemeinde, honorieren Freiwilligenarbeit und 
Initiativen von zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen, Migrantenvereinigungen und einzelnen 
Migranten. 	

 
Allgemeine Steuerung: Ressourcen

1.	 Die Stadtverwaltung integriert angemessene 
finanzielle, personelle und sonstige Ressourcen 
für ihre integrationsbezogenen Aktivitäten und für 
die Erreichung ihrer Ziele zur Verfügung.

2.	Die Stadtverwaltung verfolgt eine Politik posi-
tiver Maßnahmen in der Personalpolitik, die die 
Vielfalt ihrer Mitarbeiterschaft stärkt.  

3.	 Die Stadtverwaltung integriert interkulturelle Frage-
stellungen und Migrantenperspektiven in entspre-
chende Programme für Mitarbeiterschulungen. 

4.	Die Stadtverwaltung verfolgt eine Politik posi-
tiver Maßnahmen in der Vergabe öffentlicher 
Aufträge und stärkt damit die Vielfalt unter 
ihren Auftragnehmern und Lieferanten (d.h. 
„Anbietervielfalt“).	

5.	Die Stadtverwaltung stellt eine angemessene 
Finanzierung, einschließlich angemessener 
Schulungen, für Migrantenvereinigungen und 
zivilgesellschaftliche Organisationen bereit.

 
Allgemeine Steuerung: Umsetzung

1.	 Die Stadtverwaltung unterhält ein permanentes 
ressortübergreifendes Gremium für Migrantenin-
tegration, in dem erfahrene Politiker und Mitar-
beiter vertreten sind und das über angemessene 
Ressourcen verfügt. 	

2.	Jedes Ressort innerhalb der Stadtverwaltung hat 
eine Kontaktperson ernannt, die für die Regelung 
des Beitrags des jeweiligen Ressorts zu dem 
strategischen Plan und die Überwachung der 
Erfolge und Misserfolge in der Integration von 
Migranten verantwortlich ist.

3.	Die Stadtverwaltung hat einen ständigen Beirat 
für Integration von Migranten, das angemessen 
qualifizierte und repräsentative Personen aus Zivil-
gesellschaft, aus Migrantenvereinigungen und aus 
dem privaten Bereich enthält. Die Stadtverwaltung 
beratschlagt sich regelmäßig mit dem Beirat.

4.	Die Stadtverwaltung passt ihre Dienste und An-
gebote (oder die ihrer als Subunternehmer einge-
setzten externen Agenturen) derart an, dass sie 
den Bedürfnissen ihrer vielfältigen Bevölkerung 
entsprechen und dass der Integrationsprozess 
von Migranten vorangebracht wird und ihre Po-
tentiale zur gesellschaftlichen Teilhabe verbes-
sert werden. 	

 
Allgemeine Steuerung: Evaluierung

1.	 Die Stadtverwaltung führt eine regelmäßige 
Evaluierung der Erfolge ihrer Integrationspoli-
tik und -praxis durch (einschließlich der stra-
tegischen Aspekte und Fragen der Umsetzung) 
und teilt dies allen Interessenvertretern mit.

2.	Die Stadtverwaltung erstattet der Öffentlichkeit 
regelmäßig Bericht über die Ergebnisse ihrer 
Integrationspolitik. 	

3.	Die Stadtverwaltung hat Indikatoren eingeführt, 
die den Erfolg und Misserfolg in den Prozessen 
und Ergebnissen der Integrationspolitik messen 
und überarbeitet diese Indikatoren regelmäßig.

4.	Die Stadtverwaltung versteht, warum bestimmte 
Methoden nicht funktionieren und verpflichtet 
sich, die nicht funktionierenden Methoden und 
Praktiken zu verändern.

5.	Die Stadtverwaltung verwendet das Ergebnis 
der Evaluierung (gute und schlechte Praktiken, 
Schlüsselerfolgsfaktoren, etc.) im Prozess der 
Politikplanung.	

6.	Die Stadtverwaltung ist offen für Evaluierungen 
durch Dritte.

 

Teilhabe von Migranten stärken:
Städte müssen danach streben, die Kapazitäten 
und Möglichkeiten aller Bürger, einschließlich 
der Migranten, informierte Entscheidungen zu 
treffen zu erhöhen und dass sich diese Entschei-
dungen in angetrebte Handlungsweisen und 
Ergebnisse verwandeln.

Teilhabe von Migranten stärken: Ambition
1.	 Der strategische Plan der Stadtverwaltung zur Mi-

grantenintegration wird in Absprache mit Migran-
ten und Migrantenvereinigungen erstellt und ihre 
Ansichten finden sich in dem Dokument wieder. 

2.	Bürger (einschließlich von Migranten) wissen 
über das Integrationskonzept und die Integrati-
onsstrategie der Stadtverwaltung Bescheid. 	
	  
Teilhabe von Migranten stärken: politische 
Verantwortung demonstrieren

1.	 Migranten und Migrantenvereinigungen sowie 
zivilgesellschaftliche Organisationen werden 
von Leitern und den gewählten Vertretern der 
Stadtverwaltung regelmäßig zu Rate gezogen. 	
	  
Teilhabe von Migranten stärken: Ressourcen

1.	 Das Personal der Stadtverwaltung ist vielfältig 
und spiegelt die Zusammensetzung der Stadtbe-
völkerung wider. 		

2.	Die Beschaffungspraxis der Gemeinde ist viel-
fältig und spiegelt die Zusammensetzung des 
Lieferantenpools der Stadt wider.

3.	Mitarbeiter der Gemeinde und der von ihr beauf-
tragten Agenturen demonstrieren interkulturel-
les Bewusstsein und Verständnis. 	 	
 
Teilhabe von Migranten stärken: Umsetzung

1.	 Migranten und Migrantenvereinigungen nehmen 
aktiv an Treffen und Aktivitäten des permanenten 
Beirats für Integration teil. 	

2.	Bei der Inanspruchnahme der von der Stadtver-
waltung und/oder ihren Partnern angebotenen 
wichtigsten Dienstleistungen können sich Mig-
ranten auch in ihrer eigenen Sprache, falls nötig 
mittels eines Dolmetschers, ausdrücken.

3.	Wenn ein Konflikt aufkommt bei der Inanspruch-
nahme von wichtigen Dienstleistungen, die von 
der Stadtverwaltung oder ihren Partnern zur 
Verfügung gestellt werden (z.B. Beschäftigung, 
Wohnung etc.), können Migranten die Hilfe eines 
unabhängigen Mediators anfordern (der einen 
Migrationshintergrund haben kann), der in den 
Rechten, Verpflichtungen, Praktiken und Gepflo-
genheiten der Gastgesellschaft geschult ist.

4.	Migranten nehmen an den von der Stadtver-
waltung oder seinen Partnern bereit gestellten 
Sprachkursen teil und erhalten eine entspre-
chende Bescheinigung. 	

5.	Migranten nutzen die von der Stadtverwaltung 
oder ihren Partnern bereitgestellten Angebote, 
um relevante Fähigkeiten und Fertigkeiten für 
freiwilliges Engagement und politische Betei-
ligung zu erwerben, z.B. in Schulräten oder als 
Wahlbeisitzer. 	

6.	Migranten nutzen die von der Stadtverwaltung oder 
ihren Partnern bereitgestellten Angebote, um re-
levante Fähigkeiten und Kompetenzen für eine Be-
schäftigung und lebenslanges Lernen zu erwerben, 
z.B. IT und Kommunikationsfähigkeiten, Fremdspra-
chen, Fähigkeiten zur Selbstständigkeit etc. 

		   
Teilhabe von Migranten stärken: Evaluierung

1.	 Die Befragung und Evaluierung von Kundenzufrie-
denheit ist so angelegt, dass sie die Perspektive 
eines Migranten verstehen und widerspiegeln kann. 

2.	Die Ergebnisse der Evaluierung werden dazu verwen-
det, Strategien und Praktiken zu ändern.

Administrative Kooperation: 
Städte  sollten so organisiert sein, daß sie allen 
Bürgern, einschließlich Migranten, kohärente 
Dienstleistungen bieten können. Die Erkenntnis, 
daßIntegration ein Querschnittsthema darstellt, 
sollte dazu führen, daß Abteilungen an gemein-
samen Projekten zusammenarbeiten.
 

 
Administrative Kooperation: Ambition	

1.	 Der jährliche strategische Plan der Stadtverwal-
tung zur Integration wird in Absprache mit und 
unter Mitsprache von allen relevanten Ressorts 
und Unternehmen erstellt.

2.	Die Stadtverwaltung versteht wie die städtischen 
Unternehmen, Ressorts, Dienste und Aktivitäten zur 
Erreichung ihrer Integrationsziele beitragen können. 

3.	Es besteht eine offene und reife Herangehensweise 
an das Teilen und gemeinsame Nutzen von Res-
sourcen unter den Ressorts der Stadtverwaltung. 

4.	Der von der Stadtverwaltung hergestellte struk-
turierte Dialog mit regionalen, nationalen und 
europäischen Regierungsebenen ermöglicht es, 
die Auswirkungen von Maßnahmen vorauszuse-
hen und einzuschätzen. 
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5.	Durch ihre Aktivitäten beeinflusst die Stadtver-
waltung erfolgreich die Integrationspolitik auf 
nationaler und europäischer Ebene. 	 	
	  
Administrative Kooperation:

	 politische Verantwortung demonstrieren
1.	 Die Leiter der Stadtverwaltung und die gewählten 

Repräsentanten der Stadt geben dem permanen-
ten ressortübergreifenden Gremium für Integrati-
on einen angemessenen politischen Rückhalt. 	
		   
Administrative Kooperation: Ressourcen

1.	 Jedes Ressort und jedes Unternehmen hat die 
notwendigen Ressourcen, um seinen geplanten 
Beitrag zu dem strategischen Plan zu erbringen. 

2.	Die Mitarbeiter und die finanziellen Ressourcen 
des permanenten ressortübergreifenden Gremi-
ums zur Migrantenintegration sind ausreichend, 
um ihren geplanten Beitrag zu dem strategischen 
Plan zu erbringen. 	

3.	Das ressortübergreifende Gremium profitiert von 
dem regelmäßigen Austausch von Wissen und 
Praktiken mit Kollegen in anderen nationalen und 
europäischen Städten. 	 		
 
Administrative Kooperation: Umsetzung

1.	 Die ressortübergreifende Arbeit zur Migranten-
integration geht bei der Erreichung der Ziele im 
strategischen Plan kosteneffektiv vor.

2.	Die ressortübergreifende Arbeit zur Migrantenin-
tegration nutzt Ressourcen bei der Erreichung der 
Ziele des strategischen Plans effizient. 	 	
	  
Administrative Kooperation: Evaluierung

1.	 Das ressortübergreifende Gremium führt eine 
Vorabevaluierung von politischen Vorhaben aus 
allen Sektoren durch und greift ein, wenn Vor-
schläge Probleme in Bezug auf die Migrantenin-
tegration mit sich bringen könnten (Beurteilung 
der Auswirkungen auf Chancengleichheit für 
Migranten / Folgenabschätzung für die Migran-
tenintegration).	

2.	Die Arbeit des ressortübergreifenden Gremiums 
zur Integration und die des Integrationsbeauf-
tragten innerhalb eines jeden Stadtressorts 
unterliegen einer regelmäßigen Evaluierung 
durch die Stadtverwaltung gemäß deren Evaluie-
rungsstrategie. 

Zusammenarbeit mit externen Partnern: 
Städte  müssen Partnerschaften mit zivilgesell-
schaftlichen Organisationen (einschließlich 
Migranten- und Selbsthilfeorganisationen), Inte-
ressengruppen und privaten Unternehmen entwi-
ckeln. Diese Partnerschaften sollten durch eine 
solide Verwaltungsstruktur unterstützt werden.
	 		   

	 Zusammenarbeit 
	 mit externen Partnern: Ambition	
1.	 Die Stadtverwaltung versteht Integration als eine 

geteilte Verantwortung und sieht den Aufbau 
einer Partnerschaft eher als Regel denn als Aus-
nahme an bei der Entwicklung von Integrations-
maßnahmen und -initiativen.

2.	Die auf Partnerschaft basierenden Projekte wer-
den in smart-Ziele (spezifisch, messbar, erreich-
bar, mit entsprechenden Ressourcen ausgestat-
tet und zeitlich festgelegt) aufgeschlüsselt, die 
kurz-, mittel- und langfristig zu erreichen sind. 	
		   

	 Zusammenarbeit mit externen Partnern:  
politische Verantwortung demonstrieren

1.	 Die Stadtverwaltung zeigt Verantwortung 
beim Aufbau von Partnerschaften, die auf ei-
nem gemeinsamen  Verständnis aller Partner 
über die Interessen aller Teile der Bewohner-
schaft aufbauen.

2.	Die Führungskräfte in der Stadtverwaltung 
übernehmen Verantwortung dafür, dass die Ab-
sprachen, auf denen Partnerschaften beruhen, 
sinnvoll sind und den Ambitionen entsprechen. 	
		

	 Zusammenarbeit 
	 mit externen Partnern: Ressourcen
1.	 Die Mitarbeiter der Stadtverwaltung sind ausrei-

chend geschult, um in Partnerschaft mit anderen 
Organisationen, einschließlich solcher aus dem 
privaten Bereich, zivilgesellschaftlicher Orga-
nisationen und Migrantenvereinigungen zusam-
menzuarbeiten. 	

2.	Ausreichende finanzielle und personelle Res-
sourcen stehen bereit, um die effektive Zusam-
menarbeit in Partnerschaften sicherzustellen.

3.	Die Partner der Stadtverwaltung nutzen die 
sprachlichen und kulturellen Fähigkeiten ihrer 
Mitarbeiter bei der Erbringung von Diensten für 
die Bürger in vollem Umfang. 	

4.	Der Integrationsbeauftragte der Stadtverwaltung 
stellt eine zentrale Anlaufstelle für Fachwissen zu In-
tegrationsfragen dar und wird von den entsprechen-
den Partnern oft und regelmäßig zu Rate gezogen. 

5.	Die Stadtverwaltung hat eine nachhaltige und 
effektive Partnerschaft mit lokalen Forschungsin-
stitutionen aufgebaut, welche die Gestaltung ihrer 
Politik mit ihrem Wissen direkt unterstützen und 
welche die intern von der Stadtverwaltung gesam-
melten Daten ergänzen. 	 		
 
Zusammenarbeit 

	 mit externen Partnern: Umsetzung	
1.	 Organisationen des privaten Bereichs, zivilge-

sellschaftliche Organisationen, Interessengrup-
pen und Migrantenvereinigungen nehmen re-
gelmäßig an Meetings des permanenten Beirats 
zur Integration teil, das von der Stadtverwaltung 
eingerichtet wurde. 	

2.	Die Stadtverwaltung hat eine nachhaltige und 
effektive Partnerschaft mit lokalen Bildungsein-
richtungen, zivilgesellschaftlichen Organisati-
onen und Migrantenvereinigungen aufgebaut, 
um Lernmöglichkeiten in Bezug auf Sprache, 
Geschichte und Kultur der gastgebenden Gesell-
schaft und Stadt bereitzustellen. 

3.	Die Stadtverwaltung hat eine nachhaltige und 
effektive Partnerschaft mit lokalen sozialen 
Partnern (Gewerkschaften und Arbeitgeberverei-
nigungen, aber auch Migrantenunternehmerver-
einigungen), lokalen Bildungseinrichtungen, Mi-
grantenvereinigungen und sonstigen relevanten 
lokalen Akteuren aufgebaut, um Lernangebote für 
wirtschaftliche Beteiligung und lebenslanges Ler-
nen bereitzustellen, wie z.B. IT-Qualifikationnen, 
für eine selbständige Tätigkeit oder für den Kom-
munikationsbereich relevante Qualifikationen. 

4.	Die Stadtverwaltung hat eine nachhaltige und 
effektive Partnerschaft mit lokalen Bildungs-
einrichtungen, lokalen zivilgesellschaftlichen 
Organisationen und Migrantenvereinigungen 
aufgebaut, um Lernangebote in Bezug auf Frei-
willigenarbeit und politische Beteiligung, wie der 
Mitarbeit in Schulräten zu schaffen.

5.	Die Stadtverwaltung hat eine nachhaltige und 
effektive Partnerschaft mit Migrantenvereinigun-
gen und zivilgesellschaftlichen Organisationen 
aufgebaut, um ausgewählte Einwohner mit Mi-
grationshintergrund als Konfliktmediatoren zu 
ernennen und ihnen eine angemessene Schulung 
zukommen zu lassen. 	

6.	Die Stadtverwaltung hat eine nachhaltige und 
effektive Partnerschaft mit Religionsgemeinschaf-
ten, zivilgesellschaftlichen Organisationen und 
Migrantenvereinigungen aufgebaut, um Möglich-
keiten für den religionsübergreifenden Dialog, wie 
multireligiöse Gruppen, zu schaffen. 

7.	 Die Stadtverwaltung hat eine nachhaltige und 
effektive Partnerschaft mit zivilgesellschaftlichen 
Organisationen, Migrantenvereinigungen und lo-
kalen Bürgergruppen aufgebaut, um Möglichkeiten 
für den interkulturellen Dialog zu schaffen, bei de-
nen Migrantengemeinschaften ihr kulturelles Erbe 
darstellen können und mit lokalen Bürgern ohne 
Migrationshintergrund kommunizieren können 
(Kochkurse, Musikfestivals und sonstige Events).

8.	Die Stadtverwaltung hat mit den entsprechenden 
Partnern eine nachhaltige und effektive Zusam-
menarbeit zur Entwicklung und Umsetzung von 
Kommunikations- und Sensibilisierungsmaßnah-
men aufgebaut, die sicherstellt, dass alle Bürger, 
einschließlich der Migranten, gut über die Dienst-
leistungen, Projekte und Aktivitäten im Integrati-
onsbereich informiert sind. 

9.	Die Stadtverwaltung hat eine nachhaltige und ef-
fektive Partnerschaft mit zivilgesellschaftlichen 
Organisationen und Migrantenvereinigungen 
aufgebaut, um Aktivitäten im Bereich Toleranz 
und Antirassismus zu verfolgen. 	 	
	

	 Zusammenarbeit 
	 mit externen Partnern: Evaluierung 
1.	 Alle Partnerschaften zwischen der Stadtverwaltung 

und externen Organisationen unterliegen einer re-
gelmäßigen Evaluierung durch die Stadtverwaltung 
und/oder unabhängige Organisationen. 

2.	Die Stadtverwaltung evaluiert permanent die 
Repräsentativität der Migrantenvereinigungen, 
mit denen sie eine Partnerschaft eingeht, um 
Qualitätsstandards zu sichern und Vertrauen 
aufzubauen. 

3.	Als Teil der Evaluierung werden Leistungsmanament-
Mechanismen etabliert, die die Verantwortlichkei-
ten aller zusammenarbeitenden Parteien bei der 
Umsetzung Erstellung von Programmen sowie den 
Fortschritt in Bezug auf die Ziele deutlich machen.

4.	Die Stadtverwaltung und ihre Partner prüfen die 
Leistungen individuell und gemeinsam im Rahmen 
einer Kultur der offenen Debatte mit Blick auf die 
Verbesserung der Ergebnisse für alle Bürger. 	
		



C
Die Untersuchung von Integrationspolitik 

In diesem Abschnitt werden die Ergebnisse zu acht Kernaspekten 
städtischer Integrationspolitik behandelt, die im inti-cities-Projekt 
untersucht wurden. Die Integrationspolitiken von sechs Städten wur-
den mit dem Benchmark der in Abschnitt B beschriebenen Indikato-
ren verglichen.
Jeder Teil beginnt mit einem Überblick und einer kurzen Beschreibung 
der Benchmark-Standards, hebt dann einige der Herausforderungen 
hervor, die von den Peers ermittelt wurden, und präsentiert anschlie-
ßend Vorschläge zur Verbesserung: die Empfehlungen der Peers. 
Dieser Abschnitt präsentiert auch eine Auswahl von good-practice-
Beispielen, die von den sechs Städten angewendet werden, um auf 
die Herausforderungen und Chancen zu reagieren, die sich durch 
Immigration und Integration ergeben.
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	 1	 Bedarfsanalyse 
		  und Datensammlung	
		  Aktuelle Daten über Migrantengemeinschaften und ihre Verteilung in der 

Stadt– sowie Prognosen zu zukünftigen Siedlungsmustern – helfen Städten 
dabei, die Ziele und die Nutznießer ihrer Politik zu verstehen sowie Ansätze 
zu wählen, die sich entwickelnden Bedürfnissen gerecht werden, indem 
die nötige Flexibilität in die Steuerung der Integrationspolitik eingeschrie-
ben wird. Strategische Pläne zur Integration können auf maßgeschneiderte 
Umfragen und Bedarfsanalysen zurückgreifen, die in Zusammenarbeit mit 
Forschungsinstituten durchgeführt werden.

		  W e l c h e  Hera    u s f o rder    u n g e n  bes   t e h e n ?
	 Sich schnell verändernde Migrationsmuster
	 Die Wanderungsbewegungen unterliegen ständigen Veränderungen und sind 

schwierig vorherzusehen. Dies macht es den Städten schwer, ein Verständ-
nis für die Bedürfnisse bestimmter Gruppen zu entwickeln, enge Kontakte 
mit diesen zu knüpfen und ihre Politik entsprechend anzupassen. In einigen 
Städten gibt es eine hohe Bevölkerungsfluktuation in Gebieten, in denen der 
Anteil von Einwohnern mit Migrationshintergrund besonders hoch ist. Diese 
Gebiete beheimaten neu angekommene Migranten, die oft, sobald sie sich 
eingelebt haben, in andere Stadtteile ziehen. Die Instabilität der Bevölkerung 
stellt eine Herausforderung für die Integrationsarbeit dar. 

	 Vorkehrungen für strukturierte Bedarfsanalysen treffen
	 Städte verfügen möglicherweise nicht über die Kapazität, um Vorkehrungen für 

formelle und regelmäßige Bedarfsanalysen in allen Bereichen zu treffen. Es be-
steht die Gefahr, dass strategische Pläne nicht auf einem Verständnis der Bedürf-
nisse beruhen und dass veraltete Umfragen als Basis für die Ausarbeitung von 
integrationspolitischen Strategien und Maßnahmen verwendet werden.

	 Koordination der Datenflüsse 
	 Städte haben manchmal Probleme damit, Datenflüsse zu koordinieren. Dort, 

wo Behörden unabhängig voneinander Daten erheben und analysieren, emp-
fiehlt es sich, die Daten in einen Datenpool zu leiten. Wenn eine zentrale kom-
munale Behörde die Erhebung von detaillierten Statistiken zu Migrantenge-
meinschaften koordiniert, ist es manchmal schwierig, die Ergebnisse an die 
relevanten Behörden zurückzuleiten und diesen dabei zu helfen, aus ihrer 
Arbeit einen Mehrwert zu ziehen. 

		  E m p f e h l u n g e n
	 »	 Städte sammeln Daten über Migrantengemeinschaften aus einer Vielzahl 

vorhandener Quellen: Bevölkerungsregister, Aufzeichnungen über Emp-
fänger von Sozialleistungen, lokale Finanzämter etc. Langfristige und 
nachhaltige Partnerschaften mit Forschungsinstituten, Universitäten, na-
tionalen Statistikämtern und Migrantenvereinen können aufgebaut wer-
den, um Instrumente zum Monitoring und zur Bewertung der Bedürfnisse 
zu entwickeln, und so Veränderungen in die integrationspolitischen Pläne 
der Städte einfließen zu lassen.

	 »	 Indem Mitarbeiter mit Publikumskontakt, Partner aus der Zivilgesellschaft 
und andere Akteure, die an der Basis arbeiten, in Feedback-Mechanismen 

  	

Massgeschneiderte  
	B edürfnisbewertungen: Genua 
Zwischen der Stadt Genua und der Universität 
von Genua wurde eine Kooperationsverein-
barung geschlossen, um die Stadtverwaltung 
mit aktuellen Daten über die Entwicklung der 
Bedürfnisse von Migranten zu versorgen. Ein 
weiteres Forschungsinstitut versorgt die Stadt 
mit zusätzlichen Daten über Migrantengemein-
schaften in Genua (räumliche Segregation, 
Bedarf an Wohnungen etc).

 	

Datenerhebung: Helsinki 
Aus den Daten seines Kundenregisters erstellt 
das Sozialamt der Stadt Helsinki jedes Jahr 
umfassende Statistiken zu seinen Kunden 
und Leistungen. Diese Daten werden selbst-
verständlich dem städtischen Statistikamt 
zur Verfügung gestellt. Die Zusammenarbeit 
zwischen den Behörden ist flexibel, und wenn 
ein Bedarf an bestimmten Daten festgestellt 
wird, verhandelt das Statistikamt mit der ent-
sprechenden Behörde. Beispielsweise enthält 
die jährliche Sozialleistungsstatistik, die von 
der Statistikstelle des Sozialamts erstellt wird, 
relativ wenige Informationen zu Kunden mit un-
terschiedlichen sprachlichen Hintergründen. 
Unter der Leitung eines Forschers des städti-
schen Statistikamts hat die Statistikstelle des 
Sozialamts einen Mechanismus zur Erhebung 
von ausführlicheren Statistiken in diesem Be-
reich entwickelt.
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eingebunden werden, die ihnen ermöglichen, über veränderte Bedürfnis-
lagen zu berichten, erhält die Verwaltung ein umfassenderes Bild über die 
Entwicklung der Situation von Migranten in der Stadt.

	 »	 Die Schaffung von Netzwerken lokaler Kontaktpersonen beinhaltet die 
Schulung und Befähigung von Menschen vor Ort, die ein tief gehendes 
Verständnis für eine bestimmte Gruppe besitzen. Diese Gemeindeforscher 
können auf ihr Wissen und ihr soziales Netz zurückgreifen, um die Gewin-
nung und Interpretation von Informationen zu verschiedenen Problemen 
(Rassismus und Diskriminierung, Sicherheit, etc.) zu unterstützen.

	 »	 Es ist eine herausfordernde Aufgabe, die Datenerhebung in einer zentra-
len Kommunalbehörde zu koordinieren und die Daten auf eine benutzer-
freundliche Art an jene weiterzuleiten, die davon profitieren. Reibungslose 
Kommunikationskanäle sind unerlässlich, um den Datenfluss zwischen der 
Erhebungsstelle und anderen Behörden, aber auch zwischen kommunalen 
Unternehmen, Dienstleistern und zivilgesellschaftlichen Organisationen, 
einschließlich der Migranten- und Selbsthilfevereine, zu fördern.

	 2	  Förderung von Integration 
		  innerhalb der Stadtverwaltung
		  Städte erkennen, dass Integration eine Querschnittsaufgabe ist, die Beiträge 

von und Kooperation zwischen einer Reihe von Politikbereichen erfordert. 
Politik wird in Zusammenarbeit mit den entsprechenden kommunalen 
Behörden und Unternehmen entwickelt, implementiert und bewertet, um als 
Antwort auf die Herausforderungen, die Integration darstellt, einen ganzheit-
lichen Ansatz zu fördern und die Wahrnehmung von Integration als gemein-
same Verantwortung zu stärken. 

		  Verwaltungsstrukturen sind auf die unterschiedlichste Art und Weise orga-
nisiert, um Integration zu unterstützen und Mainstreaming zu fördern. 
Integration wird beispielsweise unter das Mandat eines gewählten Mitglieds 
gestellt, das die klare politische Verantwortung für diese Fragen übernimmt. 
Ein leitender Beamter der Stadtverwaltung wird zum Integrationsbeauftragten 
ernannt und agiert als Kopf der Verwaltung im Bereich der Integrationspolitik. 
Er oder sie leitet ein ressortübergreifendes Gremium für Integration, das aus 
den Leitern der relevanten Behörden (Arbeit und Soziales, Bildung, Kultur, 
Gesundheit, etc.) besteht, und hat die Verantwortung, die Umsetzung der 
Integrationspolitik der Stadt zu überwachen. 

	

 Zuhör-Ausschüsse: Genua 
Die Stadt Genua hat ihren städtischen Sozial-
plan (Piano Regulatore Sociale) unter Verwen-
dung von „Zuhör-Ausschüssen“ entworfen, 
die mehr als 110 Interviews mit Kommunal-
beamten, Kommunaldirektoren, gewählten 
Mitgliedern und externen Interessenvertretern 
geführt haben.

Obwohl jede Stadt Integrations-
fragen auf ihre eigene Art und 
Weise behandelt, haben die meis-
ten einen mehrjährigen strategischen 
Plan, der mehr oder weniger genau 
bestimmte Ziele für die Arbeit im 
Bereich der Integration von Immig-
ranten festlegt. In einigen Fällen legt 
ein langfristiges strategisches Doku-
ment eine allgemeine und eher abs-
trakte Vision für die Stadt fest. Dieses 
Dokument wird ergänzt durch Akti-
onspläne, die mittel- und kurzfristige 
Ziele festlegen und ressortspezifisch 
sein können.

In Malmö, Helsinki und Düssel-
dorf sind strategische Pläne vorhan-
den, die sich speziell mit der Integ-
ration von Migranten befassen. Die 
Pläne werden seit Jahren verfolgt und 
werden immer wieder überarbeitet, 
um auf neue Realitäten zu reagieren 
und neue Ideen zum bestmöglichen 
Umgang mit den vorhandenen Prob-
lemen einzubringen. In Genua wid-
met sich ein kleiner Teil des städti-
schen „Sozialplans“ Maßnahmen zur 
Förderung der Migrantenintegration.

Währenddessen hat Rotterdam 
seinen Ansatz zur Integration in den 
letzten Jahren erheblich geändert und 
eine spezielle Politik zur Integration 
von Migranten aufgegeben zuguns-
ten einer einzigen „integrierten“ 
Politik für alle Bürger, um die Idee 
einer einzigen kollektiven urbanen 
Gemeinschaft zu fördern. Sowohl in 
Rotterdam als auch in Lyon wird 
ein solcher Ansatz genutzt, um das 
Zersplittern der Gesellschaft entlang 
ethnischer Linien zu vermeiden. 

Lyon hat keine Integrationspolitik als 
solche. Stattdessen konzentriert sich 
die Politik auf Chancengleichheit und 
den Kampf gegen Diskriminierung. 
Ein Mehrjahresplan dient als 
strategisches Dokument für die 
Integration von Einwohnern mit Mig-
rationshintergrund. Der Plan bezeugt 
das Engagement der Stadt für Integ-
ration und hält sie verantwortlich. Er 
liefert einen Rahmen für Integrations-
initiativen und legt mehr oder weni-
ger genau bestimmte Ziele fest.
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		  W e l c h e  Hera    u s f o rder    u n g e n  bes   t e h e n ?
	 Die Beratung mit anderen Abteilungen strukturieren
 	 Die meisten Städte weisen die Verantwortlichkeit für die Entwicklung von In-

tegrationspolitik und von integrationspolitischen Plänen einer bestimmten 
Integrationsabteilung oder einer ähnlichen Stelle zu, die nur wenige Mög-
lichkeiten für strukturierte Beratung mit anderen Abteilungen hat. Als Folge 
davon sehen andere Verwaltungsstellen Integrationspolitik als etwas an, das 
außerhalb ihres Aufgabenbereichs liegt. 

	 Mainstreaming von Integration
 	 Städte haben Probleme, Integration in die Arbeit aller relevanten Behörden 

einzubinden. Bei einer Vielzahl von Problemen, die in den Agenden der Be-
hörden um Priorität ringen, ist Sensibilisierung der Schlüssel: Fachkräfte, die 
an verschiedenen politischen Portfolios arbeiten, müssen verstehen, welche 
Rolle ihre Arbeit spielen kann, wenn es darum geht, Integrationsziele voran-
zutreiben und konkrete Ziele in ihre Pläne einarbeiten. 

	 Flexibilität der Behörden beim Zusammenlegen von Ressourcen 
	 Die finanziellen Mechanismen von Stadtverwaltungen sind oft nicht förderlich 

für die behördenübergreifende Zusammenarbeit an Integrationsprojekten. Wenn 
Mechanismen vorhanden sind, die bei gemeinsamen Dienstleistungen oder Pro-
jekten das Teilen von Ressourcen vorsehen, sind diese eher schwerfällig, und der 
Verwaltungsaufwand sowie die zusätzliche Arbeit, die sich für die entsprechen-
den Ämter ergibt, erfordern echtes Engagement und große Motivation.

		  E m p f e h l u n g e n 
	 »	 Ein starkes und sichtbares Bekenntnis durch die gewählten Vertreter der 

Stadt ist hilfreich, wenn es darum geht, einen ressortübergreifenden ko-
härenten Ansatz für Integration zu fördern.

	 »	 Eine Möglichkeit, die Eigenverantwortung für strategische Integrations-
pläne innerhalb der relevanten Behörden anzuregen, liegt darin, einen res-
sortübergreifenden Redaktionsausschuss einzurichten, der sich aus den 
Leitern der relevanten Behörden zusammensetzt. Dieser Ausschuss sorgt 
dafür, dass der Beitrag jeder Behörde zum Plan ordnungsgemäß anerkannt 
wird, und dass die im Plan festgelegten Ziele und Maßnahmen dem Perso-
nal umfassend kommuniziert werden. 

	 »	 Städte sollten Maßnahmen ergreifen, die sicherstellen, dass die Behörden 
wissen, was sie zu tun haben, mit welchen Ressourcen sie dies tun und 
welche Ziele anzustreben sind. Dies ist in den strategischen Plänen und 
Aktionsplänen klar festzulegen und durch regelmäßigen Kontakt zwischen 
den Behörden zu aktualisieren. 

	 »	 Behörden können durch Ressourcenanreize zur gemeinsamen Arbeit ange-
regt werden. Beispielsweise können besondere finanzielle Zuweisungen 
speziell für behördenübergreifende Projekte reserviert werden. 

In Helsinki wird die Integrationsar-
beit vom neu gegründeten Immigrati-
onsamt geleitet, das zum Einwohner-
meldeamt der Stadt gehört.  
In Malmö konzentriert sich die Arbeit 
zur Integration von Migranten über-
wiegend auf die Förderung beruflicher 
Integration. Das Integrationsportfolio 
liegt dort in den Händen des Amts für 

Integration und Beschäftigung.  
In Düsseldorf wurde eine kleine 
Fachstelle für Integration im Amt für 
soziale Sicherung und Integration ein-
gerichtet, die die Arbeit mit anderen 
Behörden und externen Partnern koor-
diniert. Die kleine Stelle für Chancen-
gleichheit in Lyon hat eine ähnliche 
Koordinierungsrolle. Sie gehört zum 

Direktorat für Territorialentwicklung, 
einer ressortübergreifenden Abtei-
lung. Ihr Arbeitsschwerpunkt liegt auf 
Antidiskriminierung und der Förde-
rung von Chancengleichheit. 
In Rotterdam hingegen hat ein 
gewähltes Mitglied besondere Verant-
wortung für Integration inne, jedoch 
hat die Stadt beschlossen, Integra-

tion in die Arbeit anderer Behörden 
einzubinden. Es gibt keine spezielle 
Integrationsbehörde. Ähnlich ist es in 
Genua: Ein Beigeordneter ist für Inte-
gration verantwortlich, eine spezielle 
Integrationsbehörde gibt es nicht. 
Stattdessen stellt die Integrationsar-
beit einen Teil der Aufgaben des Amts 
für soziale Arbeit und Bürger dar.

	

Ressortübergreifender  
	A usschuss: Helsinki 
Die Stadt Helsinki hat eine Koordinationsgrup-
pe für Immigration und Integration geschaffen, 
die sich aus den Leitern der wichtigsten Behör-
den oder deren ernannten Stellvertretern zu-
sammensetzt. Diese Gruppe soll sicherstellen, 
dass die Stadt bei bestimmten Fragen zu Im-
migrationsangelegenheiten den gemeinsamen 
strategischen Positionen folgt. Ihre Mitglieder 
haben die Koordination der Beiträge ihrer 
entsprechenden Behörden zum strategischen 
Plan zu Immigration und Integration der Stadt 
unterstützt.

 

	 Zuteilung von Pauschalbeträgen zur 	
	U nterstützung von bezirksübergrei-	
	 fender Zusammenarbeit: Malmö  
Jedes Jahr stellt die Stadt Malmö Geldmittel für 
Stadtbezirke zur Verfügung, um gemeinsame 
Projekte zu implementieren und neue Formen 
der Zusammenarbeit zu entwickeln, ohne 
mit dem Start dieser Projekte auf das neue 
Haushaltsjahr warten zu müssen. Die Bezirke 
müssen aufzeigen, wie diese Aktivitäten von 
bezirksübergreifender Zusammenarbeit pro-
fitieren würden. Beispielsweise existiert eine 
Vielzahl von Initiativen, die jungen Migranten 
den Zugang zu Bildung und Arbeit erleichtern. 
Durch die Möglichkeit, solche Pauschalzuwei-
sungen zu erhalten, wurden viele dieser Pro-
jekte mit ähnlichen Ambitionen und Zielgrup-
pen zur Zusammenarbeit angeregt.
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	 3	  Zielsetzung, Ressourcenzuweisung
		  und Evaluierung
		  In Integrationsplänen werden klare und messbare Ziele festgelegt, um die 

Stadtverwaltungen rechenschaftspflichtig zu machen und Fortschritte messen 
zu können. Um ihre Ziele auf dem Gebiet der Integration zu erfüllen, untermau-
ert die Stadt ihre Strategie mit den erforderlichen finanziellen und personel-
len Ressourcen innerhalb der Integrationsbehörde und - in Anerkennung der 
Tatsache, dass Integration ressortübergreifend ist - innerhalb anderer Behörden 
der Stadtverwaltung. Städte erkennen das Lernpotenzial und das Potenzial zur 
Verbesserung der Dienstleistungen und führen systematische und umfassende 
Evaluierungen der Politik, der Praktiken und der Partnerschaften der Stadt durch. 

		  W e l c h e  Hera    u s f o rder    u n g e n  bes   t e h e n ?
	 Daten für die Evaluierung des Fortschritts in Bezug auf die Ziele
	 Ziele können nur dann gesetzt werden, wenn Indikatoren verfügbar sind, an-

hand derer sich bewerten lässt, ob den Anforderungen, die sie beschreiben, 
entsprochen wird oder nicht. Gleichzeitig können Indikatoren nur dann entwi-
ckelt werden, wenn Stadtverwaltungen und ihre Partner sicherstellen, dass 
Daten, anhand derer eine Bewertung im Vergleich zu den Indikatoren erfolgen 
kann, verfügbar sind oder verfügbar gemacht werden können. 

	 Den Bedarf an Ressourcen verstehen
	 Die Stadtverwaltungen brauchen einen klaren Überblick über die verbrauch-

ten Ressourcen und die Ressourcen, die von den Ämtern noch benötigt wer-
den, um die Integrationsziele zu erreichen, so dass Mittelzuweisungen ange-
passt werden können, um das Erreichen der Ziele zu unterstützen. Häufig ist 
dort, wo sich Stadtverwaltungen sicher sind, dass Integrationsbelange in die 
Arbeit aller Behörden eingebunden wurde, kein spezielles Budget für Integra-
tionsarbeit vorhanden.

	 Einstellungen gegenüber Evaluierungen
	 Evaluierungen werden häufig als „Zusatz“ angesehen – als bürokratische Er-

fordernis, die die Verwaltung mit einer Papierflut überschwemmt. Tatsächlich 
kann eine Evaluierung eine mühsame und zeitraubende Übung sein, wenn sie 
nicht als ein wesentlicher Bestandteil des Politikzyklus entwickelt wurde und 
sich in einen stetigen Lernprozess einfügt. Evaluierungsmechanismen sollten 
benutzerfreundlich und nützlich sein.

	 Verstreute Evaluierungen
	 Die gebräuchlichste Art der Bewertung von Qualität und Effektivität der 

Dienstleistungen für Bürger ist die Durchführung von Kundenzufriedenheits-
umfragen. Es gibt in den Städten hervorragende Beispiele hierfür, jedoch 
sind diese verstreut und zeigen das Fehlen eines systematischen Ansatzes 
zur Evaluierung der Bürgerdienste auf. 

		  E m p f e h l u n g e n
	 »	 Die Ziele müssen realistisch und erreichbar sein. Die Stadtverwaltungen 

sollten Ziele in Abstimmung mit den Akteuren, die die politischen Maßnah-
men implementieren werden und die detailliertes Wissen zur Situation vor 
Ort haben, festlegen. 

 

 Entwicklung von Indikatoren: Lyon 
Durch ihren Beitrag zum Netzwerk Inter-Rése-
aux du Développement Social Urbain arbeitet 
die Stadt Lyon an der Entwicklung eines nati-
onalen Indikatorensatzes für Antidiskriminie-
rungsarbeit auf lokaler Ebene.

 

 Einwohnerbefragung: Lyon 
Im Rahmen des Contrat Urbain de Cohésion 
Sociale – einem Rahmenvertrag, der die ver-
schiedenen Regierungsebenen (Staat, Region 
und Stadt) in den Bereichen der Stadt- und So-
zialpolitik in benachteiligten Wohngegenden 
miteinander verbindet – führt die Stadt Lyon 
eine jährliche Umfrage durch, um die Meinun-
gen der Einwohner zu den Dienstleistungen, 
die sie erhalten, zu erheben. Die Ergebnisse 
der Umfrage werden veröffentlicht und verwen-
det, um die Politik und die Dienstleistungen 
anzupassen und zu verbessern.
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	 »	 „Objektive“ oder „harte“ Indikatoren, die oft statistischer oder gesetzlicher 
Art sind, können die abstrakteren Bestandteile der Integration von Migran-
ten oft nicht messen. Solche Indikatoren können durch Meinungsumfragen, 
Gruppendiskussionen und Interviews mit Migranten ergänzt werden. 

	 »	 Kundenzufriedenheitsumfragen sollten systematisch und, falls erforder-
lich, durch Übersetzung an die Zielgruppe angepasst sein. Kundenzufrie-
denheitsumfragen können in allen Bürgerdiensten angewandt werden, 
einschließlich derer, die hauptsächlich für Migranten entwickelt wurden 
(Sprachkurse, einige Qualifizierungsprogramme für den Arbeitsmarkt 
etc.). „Situation testings“ bzw. Servicetests sind alternative Möglichkei-
ten, um einen Einblick in die Art und Weise zu bekommen, wie Migranten 
die Verwaltung erleben.

	 »	 Durch die Teilnahme an Leistungsvergleichen (benchmarking) mit anderen 
Städten auf nationaler und europäischer Ebene können Städte Indikatoren 
zur Verbesserung der Standards bei der Migrantenintegration entwickeln, 
anhand derer sich Leistungen überwachen lassen. Sobald Good Practice 
identifiziert wird, spielen führende Städte, nationale Städteverbände und 
staatliche Ministerien eine wichtige Rolle bei ihrer Verbreitung. 

	 »	 Mechanismen des Leistungsmanaments sollten nach Rücksprache mit 
Partnern entwickelt werden, und Leistungen sollten gemeinsam überprüft 
werden. Es ist wichtig, dass Partnerorganisationen ein klares Verständnis 
ihrer Leistung haben und darüber Bescheid wissen, wo die Stadt Potenzial 
für Verbesserungen sieht.

	 4	  Politische Verantwortung zeigen 
		  und öffentliche Unterstützung 
		  sicherstellen
		  Eine starke und klare politische Führung durch die gewählten Mitglieder der 

Stadt steuert die Integrationsarbeit, fördert ihr Mainstreaming und sichert 
öffentliche Unterstützung. Das Führungspersonal zeigt Entschlossenheit, 
wenn es darum geht, Integration sowohl in der Stadtverwaltung als auch in 
der breiten Öffentlichkeit zur Priorität zu machen. Die Städte erkennen, wie 
wichtig es ist, öffentliche Unterstützung für ihre Integrationspolitik zu sichern 
und entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. Die öffentliche Unterstützung 
kann durch offene und transparente Kommunikation gesichert werden, die die 
Beiträge von Migranten zur Stadt und zur Gemeinde hervorhebt, sowie durch 
Veranstaltungen, die die kulturelle Vielfalt feiern.

		  W e l c h e  Hera    u s f o rder    u n g e n  bes   t e h e n ?
	 Öffentliche Wahrnehmung
 	 Der Aufbau von öffentlicher Unterstützung für die Integration von Immigran-

ten ist keine leichte Aufgabe. Es handelt sich um ein sensibles und emotions-
geladenes Thema, das viel zu oft von lautstarken populistischen Gruppierun-
gen aufgegriffen wird. 

	 Nationaler politischer Kontext
	 Der nationale politische Kontext, in dem Städte operieren, hat auch Auswir-

kungen auf die Art und Weise, wie lokale Verantwortliche darauf vorbereitet 
sind, über Integration zu sprechen.

 

 Multikulturelles Zentrum: Helsinki 
Das internationale Kulturzentrum CAISA, das 
vom Kulturamt Helsinki gegründet wurde, 
unterstützt die Entwicklung einer multikultu-
rellen Stadt, indem die Interaktion zwischen 
Menschen aus verschiedenen Ländern geför-
dert wird, neue ethnische Minderheiten zur 
Aufrechterhaltung ihrer kulturellen Praktiken 
ermutigt werden, während sie gleichzeitig in 
die finnische Gesellschaft integriert werden, 
sowie durch die Verbreitung von Informationen 
über Finnland. 2007 startete CAISA den „Our-
vision Singing Contest“ (Ourvision Gesangs-
wettbewerb), um das Talent und die kreativen 
Fähigkeiten der Immigranten in Helsinki her-
vorzuheben. Der Wettbewerb wurde von der 
Bevölkerung positiv aufgenommen und in den 
finnischen Medien wurde ausführlich darüber 
berichtet.
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	 E m p f e h l u n g e n
	 »	 Es müssen Strategien für die Öffentlichkeitsarbeit entwickelt und auf die 

verschiedenen Zielsegmente in der Bevölkerung zugeschnitten werden 
(z.B. können neue Medien oder Werbung, die auf Konzerten und ähnlichen 
Veranstaltungen verteilt wird, verwendet werden, um junge Menschen 
anzusprechen). Die Entwicklung von Partnerschaften mit lokalen Medien 
kann genutzt werden, um zu diskutieren, auf welche Art und Weise lokale 
Gemeinschaften am besten dargestellt werden, ohne in Stereotypen oder 
Sensationsgier zu verfallen. 

	 »	 Eine Stadt arbeitet nicht alleine an Integrationsfragen, sondern mit einem 
Netzwerk aus Partnern (Dienstleister, zivilgesellschaftliche Organisati-
onen etc.). Das Anbieten von Schulungen für Partner zur einfühlsamen 
Kommunikation ihrer Integrationsarbeit ist wertvoll, insbesondere im Fall 
von zivilgesellschaftlichen Organisationen und Selbsthilfeorganisationen, 
deren Kommunikation häufig direkter und stärker politisch aufgeladen ist. 
Gemeinden können darüber nachdenken, jährliche Kommunikationsschu-
lungen zu veranstalten und Organisationen, die Subventionen erhalten, 
zur Teilnahme verpflichten.

	 »	 Städte können mit Partnern zusammenarbeiten, um sowohl festliche Er-
eignisse (Konzerte, Ausstellungen, Kochkurse, etc.) als auch Aktivitäten 
zur Sensibilisierung durchzuführen (wie beispielsweise Workshops, in 
denen antirassistische Organisationen erklären, was Diskriminierung aus-
macht und wie man sie bekämpfen kann).

	 5	 Vielfalt innerhalb 
		  der Stadtverwaltung fördern
		  Städte messen der Diversität ihrer Belegschaft Bedeutung zu und erkennen, 

dass noch viel unternommen werden muss, bis die Zusammensetzung des 
Personals der Stadtverwaltung die Vielfalt der städtischen Bevölkerung ange-
messen widerspiegelt. Interkulturelle Trainings bereiten das Personal darauf 
vor, sich einzufühlen und Verständnis für Unterschiede zu haben. Dies ist in 
einem multikulturellen Arbeitsumfeld von besonderer Wichtigkeit und ent-
scheidend, wenn es darum geht, Dienste für eine vielfältige Stadtbevölkerung 
anzubieten. Ein anderer Weg, bleibende Ungleichheiten und Diskriminierungen 
in der Gesellschaft anzugehen, ist die Erweiterung des Anbieterpools der 
Stadt, indem soziale Aspekte und Diversität bei öffentlichen Vergaben berück-
sichtigt werden. 

		  W e l c h e  Hera    u s f o rder    u n g e n  bes   t e h e n ?
	 Vielfalt auf allen Ebenen der Stadtverwaltung
	 Städte machen kontinuierliche Fortschritte bei der Diversifizierung ihres Per-

sonals. Aber selbst dort, wo eine signifikante Anzahl von Migranten für die 
Stadt arbeitet, sind diese nicht auf allen Ebenen der Verwaltungshierarchie 
gleichermaßen vertreten und üben häufiger geringer qualifizierte Arbeiten 
aus. Darüber hinaus sind Positionen im Staatsdienst in einigen Ländern nicht 
für Personen mit anderer Nationalität zugänglich, wodurch sie bis zu ihrer Ein-
bürgerung systematisch ausgeschlossen sind.

 

  Kommunikation: Genua und Rotterdam 
Die Stadt Genua hat Maßnahmen zur Kommu-
nikation der Ergebnisse ihrer Integrations-
arbeit an die Bevölkerung erarbeitet. Dafür 
verwendet sie verschiedene Kanäle, wie bei-
spielsweise große Konferenzen, Newsletter 
und Ideenwettbewerbe. Die Stadt Rotterdam 
hatte von März 2006 bis Februar 2007 mit 
„Rotterdam Mee“ ein ähnliches Projekt laufen, 
in dessen Rahmen ein webbasiertes System 
erstellt wurde, durch das Bürger ihre Meinung 
kundtun und Vorschläge für die Integrations-
politik der Stadt einreichen konnten.

 

 Treffen zwischen „alten“ und „neuen“ 
Einwohnern: Rotterdam 
Die Stadt Rotterdam regt durch ihr Projekt „Mi-
xen aan de Maas“ Treffen zwischen Migranten 
und „alten“ Einwohnern der Stadt an und hofft, 
so das gegenseitige Verständnis zu fördern. 
Die Paare treffen sich in einem Zeitraum von 
drei Monaten bis zu drei Mal, um die Stadt und 
sich gegenseitig besser kennenzulernen. Für 
die „neuen“ Rotterdammer ist dies auch eine 
Möglichkeit, die niederländische Sprache zu 
üben. „Mixen aan de Maas“ ist eine Initiative, 
die auf die Bereitschaft der Teilnehmer baut, 
die Spaß macht und wenig kostet. Die Initiative 
lief von 2005 bis Juli 2008.

 

  Lehrstellen: Düsseldorf 
Die Stadt Düsseldorf möchte mehr Migranten 
dazu ermutigen, sich auf Lehrstellen in der 
Stadt zu bewerben. Aufgrund einer Empfehlung 
des Ausländerbeirats der Stadt bietet Düs-
seldorf jetzt einen wöchentlichen Beratungs-
dienst für Bewerber mit Migrationshintergrund 
an. Zusätzlich wurde ein Praktikumsprogramm 
speziell für Migranten eingerichtet. Die Teil-
nehmer werden anschließend bei der Vergabe 
von Ausbildungsplätzen bevorzugt.
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	 Schulungen zur Förderung des interkulturellen Bewusstseins
	 Größtenteils zielen interkulturelle Trainings auf Personal mit direktem Publi-

kumskontakt ab, das ausschließlich mit Migranten arbeitet. Back-Office-Mit-
arbeiter und indirekt betroffene Stellen, wie beispielsweise kommunale Unter-
nehmen, die Gesundheits- oder Bildungsdienste erbringen, werden häufig bei 
den Schulungen zur Förderung des interkulturellen Bewusstseins übergangen. 

	 Ein neues Thema, komplexe Gesetze
	 Die Nutzung des öffentlichen Auftragswesens zur Stimulierung von Gleichheit 

und Vielfalt befindet sich in Kontinentaleuropa in einem sehr frühen Entwick-
lungsstadium und ist selbst in Ländern, in denen soziale Kriterien in den Geset-
zen zur öffentlichen Auftragsvergabe explizit erwähnt werden, keine gängige 
Praxis, obwohl die EU-Gesetze ihre Verwendung ausdrücklich erlauben. Juris-
tisch komplexe Fragen rund um das öffentliche Vergaberecht bremsen innovative 
Ansätze, da Behörden dazu neigen, auf der „sicheren Seite“ zu bleiben.

	 E m p f e h l u n g e n
	 »	 Die Zusammenarbeit mit Migrantenvereinen kann dazu beitragen, die 

Reichweite von Einstellungsinitiativen in Gebieten, die von Migranten-
gesellschaften bewohnt werden, zu erhöhen. Es können Kampagnen in 
Stadtteilzentren und Schulen durchgeführt werden. Informationen zu Ein-
stellungsvoraussetzungen für höhere Positionen in Stadtverwaltungen 
(durch Schnellverfahren, Schulungsprogramme für Hochschulabsolven-
ten, etc.) müssen unter Migranten verbreitet werden. Besondere Aufmerk-
samkeit kann erforderlich sein, um bestimmte Gruppen für Zulassungsprü-
fungen vorzubereiten.

	 »	 Für Städte, die durch nationale Gesetze eingeschränkt sind, gibt es eine 
Vielzahl von Wegen, die Diversität im Personal zu erhöhen, ohne Gesetze 
übertreten zu müssen. In Frankreich beispielsweise haben fonctionnaires 
non-titulaires (im Gegensatz zu fonctionnaires titulaires) vertragsbasierte 
Positionen inne, für die keine Anforderungen hinsichtlich ihrer Nationalität 
bestehen. Angesichts der Tatsache, dass sie beinahe 15% des gesamten 
Personalbestands der Stadtverwaltungen ausmachen, ist es sinnvoll, sich 
darauf zu konzentrieren, diese Gruppe durch Rekrutierungskampagnen zu 
diversifizieren, die speziell Kandidaten aus benachteiligten Wohngegen-
den zur Bewerbung ermutigen. 

	 »	 Kundenzufriedenheitsumfragen oder Gruppeninterviews mit Migranten 
können genutzt werden, um herauszufinden, wie die Kompetenzen der 
Front-Office-Mitarbeiter wahrgenommen werden. So können Informatio-
nen für die Schwerpunktausrichtung von interkulturellen Schulungspro-
grammen gewonnen werden, die sich auf die Bereiche konzentrieren, in 
denen Verbesserungen besonders geboten sind. Stadtverwaltungen soll-
ten die Schulungen auf Back-Office-Personal und Behördenleiter – vor al-
lem dann, wenn diese politische Konzepte entwickeln – sowie auf kommu-
nale Unternehmen und Dienstleister ausdehnen. 

	 »	 Eine bessere Zugänglichkeit von Informationen zur Auftragsvergabe und 
die Organisation von Treffen zwischen der Stadtverwaltung und von Mig-
ranten geführten Unternehmen können dabei helfen, die Barrieren bei der 
Teilnahme an öffentlichen Ausschreibungen der Stadt abzubauen. Partner-
schaften mit Migrantenvereinen und der Behörde, die auf lokaler Ebene für 
Unternehmensbesteuerung zuständig ist, können den Kontakt mit Unter-
nehmern mit Migrationshintergrund fördern.

 

  Mehr-Akteure-Schulungsprogramm: 	
	 Helsinki 
Angestellte von Dienstleistern, Migranten-
vereinen und anderen zivilgesellschaftlichen 
Organisationen leiten Trainings zu Chancen-
gleichheit und Antidiskriminierung für das 
Personal des Sozialamts, der Bildungsbehörde 
und des Gesundheitszentrums in Helsinki. Die 
Schulungen sind jeweils auf die Bedürfnisse 
der Arbeitsstellen zugeschnitten, und es wer-
den übertragbare Schulungsmodelle entwic-
kelt, die sich in die Arbeit der drei Behörden 
einbinden lassen.

 

 Reservieren von Arbeitsplätzen für 	
	P ersonen aus benachteiligten  
	G ebieten: Lyon 
Die Stadt Lyon nutzt eine Bestimmung in den 
französischen Gesetzen, die es ermöglicht, 
bei der Vergabe von Aufträgen zusätzlich zum 
wirtschaftlichen Wert auch soziale und öko-
logische Aspekte zu berücksichtigen. Aktuell 
beinhaltet beinahe die Hälfte der Ausschrei-
bungen des öffentlichen Auftragswesens eine 
Klausel, die besagt, dass ein Teil der Arbeits-
plätze, die durch den Vertrag geschaffen wer-
den, für Personen aus benachteiligten Gebie-
ten oder in schwierigen sozialen Situationen, 
einschließlich (jedoch nicht beschränkt auf) 
Migranten, vorbehalten ist..

	

Jugendrat: Düsseldorf 
Der Jugendrat der Stadt Düsseldorf wurde 2007 
gegründet. Es wurden Workshops für Migran-
ten organisiert, um sie darauf vorzubereiten, 
sich als Kandidaten zur Wahl zu stellen. Zwei 
Drittel der Mitglieder haben einen Migrations-
hintergrund. An den Wahlen zum Jugendrat 
beteiligten sich 39% der Jugendlichen – eine 
höhere Beteiligung als bei den Kommunalwah-
len. Der Jugendrat gilt als einflussreich und 
sendet Vertreter in verschiedene Gemeinde-
ausschüsse (darunter der Ausschuss für regio-
nale und europäische Zusammenarbeit sowie 
Integration).
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	 6	 Kooperation 
		  mit anderen Politikebenen	
		  Während Immigrationspolitik auf nationaler und europäischer Ebene formu-

liert wird, liegt es in der Verantwortung der Städte, Neuankömmlinge in die 
Gesellschaft zu integrieren. Es bedarf eines Dialogs zwischen verschiedenen 
Regierungsebenen, damit diese lernen, wie sie sich gegenseitig bei politischen 
Entscheidungsprozessen und bei der Umsetzung der Politik unterstützen kön-
nen. Ein von der Stadt geführter strukturierter Dialog mit nationalen und euro-
päischen Politikebenen eröffnet Möglichkeiten zur Einflussnahme auf politische 
Entscheidungen und ermöglicht es, die Auswirkungen von Maßnahmen, die auf 
nationaler und europäischer Ebene eingeleitet werden einzuschätzen und sich 
darauf vorzubereiten.

 
W e l c h e  Hera    u s f o rder    u n g e n  bes   t e h e n ?

	 Fragmentierung politischer Verantwortung 
	 Das Teilen von Verantwortung für Integration kann eine Fragmentierung poli-

tischer Zuständigkeiten kompensieren. Ohne rege Kommunikation verbleiben 
signifikante und unnötige blinde Flecken auf den verschiedenen Politikebe-
nen: Ohne Hinweise auf die Änderungen von nationalen Gesetzen beispiels-
weise sind die lokalen Fachkräfte möglicherweise nicht darauf vorbereitet, 
mit deren Auswirkungen umzugehen. Und ohne das Feedback der lokalen 
Ebene ist den nationalen Regierungen nicht bewusst, auf welche Art sich ihre 
Politik vor Ort auswirkt. 

	 Seltene Gelegenheiten für Austausch 
	 Interaktion der Städte mit nationalen und europäischen Regierungen ist rar 

und beschränkt sich häufig auf den Austausch von Informationen. Eine Pflicht 
zu ebenenübergreifender Zusammenarbeit bei der Erbringung von öffentli-
chen Dienstleistungen besteht beispielsweise in Deutschland und den Nie-
derlanden, wo Sprachkurse für Migranten zentral organisiert werden und sich 
lokale Maßnahmen innerhalb dieses Rahmens bewegen müssen, jedoch er-
streckt sich dies beispielsweise nicht auf sinnvolle Beiträge zur Entwicklung 
von Integrationskonzepten.

	 E m p f e h l u n g e n
	 »	 Der Austausch von Städten mit anderen Regierungsebenen sollte auf ei-

ner Strategie mit klaren Zielvorgaben und Zielen basieren.
	 »	 Städte können besseren Nutzen aus nationalen, europäischen und in-

ternationalen Foren ziehen, um zu lernen, wie vergleichbare Städte ihre 
Strategien entwickeln. Beispielsweise können Städte  Studienaufenthalte 
und auf Peer-Reviews basierende Evaluierungen zusammen mit ähnlichen 
Städten organisieren.

	 »	 Wenn Städte Einfluss auf eu-Politik nehmen möchten, sollten sie sich der 
Auswirkungen und Folgen von politischen Entwicklungen auf EU-Ebene 
bewusst sein. Einige eu-Staaten (z.B. Finnland, Dänemark und das Verei-
nigte Königreich) haben Mechanismen entwickelt, um mit Städten zusam-
menzuarbeiten, wenn politische Entwicklungen auf europäischer Ebene 
Auswirkungen auf diese haben. 

	 »	 Große Städte verfügen häufig über eine Stelle für europäische Angelegen-
heiten, die dafür verantwortlich ist, die politischen Entwicklungen auf eu-

	

Eine nationale Zertifizierung für  
	D iversity-Management: Lyon 
Als führende Kommunalbehörde im Bereich 
Antidiskriminierungspolitik in Frankreich wur-
de die Stadt Lyon eingeladen, an der Arbeits-
gruppe der AFNOR (der nationale Verband für 
Normung und Zertifizierung) zur Entwicklung 
der kürzlich eingeführten Zertifizierung Diver-
sité – einem Zertifizierungsverfahren für Diver-
sitätsmanagement sowohl in privaten als auch 
in öffentlichen Körperschaften – teilzunehmen. 
Die Stadt kann für sich beanspruchen, auf die-
se nationale Entwicklung Einfluss genommen 
zu haben. 

	

Die Zusammenarbeit zwischen  
	EUROCITIES  und der Europäischen  
	K ommission  
Der „Integrating Cities“-Prozess wurde 2006 
von der Europäischen Kommission und euroci-
ties gestartet und verfolgt die Umsetzung der 
gemeinsamen Grundprinzipien für die Politik 
der Integration von Einwanderern der EU. Der 
Prozess besteht aus einer Konferenzreihe, die 
zum Ziel hat, einen Dialog zur Integration zu 
schaffen und Brücken für die Zusammenarbeit 
zwischen der lokalen, nationalen und europä-
ischen Ebene zu bauen. Rotterdam war 2006 
Gastgeber der ersten jährlichen Konferenz. Auf 
der zweiten Konferenz dieser Reihe in Mailand 
wurde das inti-cities-Projekt gestartet. Die 
dritte Konferenz wird 2009 in Berlin stattfinden.  
Auf informellerer Ebene haben sich eurocities 
und die Generaldirektion für Justiz, Freiheit 
und Sicherheit der Europäischen Kommission 
auf einen „Politik-Dialog“ verständigt. Städti-
sche Integrationsexperten und Angehörige der 
Kommission kommen in regelmäßigen Treffen 
zusammen, um Informationen und Positionen 
zu Entwicklungen auf dem Feld der Immigrati-
on und Integration auf lokaler beziehungswei-
se europäischer Ebene auszutauschen.



29

ropäischer Ebene zu überwachen und sicherzustellen, dass die Städte von 
den Finanzmitteln, die von der eu bereitgestellt werden, profitieren. Städte 
können Schritte einleiten, um die Verbindung zwischen der Stelle für eu-
ropäische Angelegenheiten und der für die Migrantenintegration verant-
wortlichen Behörde zu stärken. 

	 »	 Empfehlungen und Einwände, die durch einen nationalen Städteverband 
vorgebracht werden, können dafür sorgen, dass die Stimme der Stadt von 
der nationalen Regierung gehört wird. Auch auf europäischer Ebene ziehen 
Städte einen Vorteil aus solchen Zusammenschlüssen wie beispielsweise 
Eurocities, um die Politik der EU durch gemeinsame Stellungsnahmen 
und Empfehlungen für politische Entscheidungen sowie durch die Organi-
sation von Treffen mit EU-Vertretern zu beeinflussen. 

	 »	 Eine andere Möglichkeit zur direkten Einflussnahme von Städten auf poli-
tische Entwicklung auf EU-Ebene ist die Teilnahme mit anderen Städten an 
vergleichenden Projekten im Rahmen Europäischer Programme, die bei-
spielsweise der Europäische Integrationsfonds oder progress bieten.

	 7	 Zusammenarbeit 
		  mit externen Partnern	
		  Die Stadtverwaltung teilt die Verantwortung für die Förderung von Integration 

mit einer Reihe von Akteuren innerhalb der gesamten Stadt. Städte erkennen, 
dass es wichtig ist, mit der Zivilgesellschaft (z.B. Gemeinde-Organisationen, 
NGOs, Migrantenvereinen und religiösen Organisationen), mit Dienstleistern 
und mit dem privaten Sektor in Partnerschaften zusammenzuarbeiten. 
Diese Gruppen ermöglichen direkte Kontakte zwischen Migranten und der 
Gastgesellschaft und können eine wichtige Rolle bei der Integrationsförderung 
spielen. Sie sollten am gesamten Politikzyklus beteiligt sein: von der strategi-
sche Planung bis zur Erbringung von Dienstleistungen und ihrer Evaluierung. 

		  W e l c h e  Hera    u s f o rder    u n g e n  bes   t e h e n ?
	 Finanzielle Stabilität
	 In den letzten Jahren stellen viele Städte nach und nach von einem zuschuss-

basierten Finanzierungssystem auf Dienstleistungsverträge um. Es gibt die 
Tendenz, Zuschüsse, wenn sie gewährt werden, auf einen Zeitraum von einem 
Jahr zu beschränken. Dadurch entstehen bei Partnern Bedenken hinsichtlich 
der langfristigen Planungssicherheit, was wiederum die Qualität der von 
ihnen erbrachten Dienstleistungen beeinträchtigt. In einigen Fällen werden 
kurzfristige Finanzierungsvereinbarungen als Mangel an Vertrauen seitens 
der Stadtverwaltung ausgelegt. Darüber hinaus kann die jährliche Beantra-
gung von Finanzmitteln einen erheblichen Verwaltungsaufwand für die Part-
ner darstellen, was in einigen Fällen durch mangelnde Transparenz des Ver-
gabeverfahrens noch gesteigert wird.

	 Kompetenzen der Zivilgesellschaft
	 Städte neigen dazu, in ihren Beziehungen mit Partnern die Oberhand zu ha-

ben. Sie sollten jedoch danach streben, ein gemeinsames Verständnis der 
Bedürfnisse der Gesellschaft als Basis für politische Entscheidungen und 
Pläne zu entwickeln und die Vereinbarungen zur Zusammenarbeit im Geiste 
der Partnerschaft zu treffen. In Ländern, in denen zivilgesellschaftliche Orga-

	

Kompetenzentwicklung: Düsseldorf  
In Zusammenarbeit mit spezialisierten exter-
nen Beratern organisiert die Stadt Düsseldorf 
Workshops für den Aufbau von Kompetenzen in 
Migrantenvereinen zu Themen wie Projektma-
nagement und –entwicklung, Kommunikation 
und Öffentlichkeitsarbeit, Mittelaquise und 
Zusammenarbeit mit anderen Organisationen. 
Die Seminare werden von den Teilnehmern 
evaluiert, um sicherzustellen, dass sie für ihre 
tägliche Arbeit relevant sind. 
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  	Erfassen und Abgleichen von Bedürf-
nissen und Dienstleistungen: Rotterdam 
Rotterdam hat ein Instrument entwickelt, mit 
dem sich die Bedürfnisse von – und die Dienst-
leistungen für – weibliche Migranten abbilden 
lassen. Einrichtungen, die auf Bezirksebene 
tätig sind, müssen angeben, wo ihre Kunden 
auf einer „Stufenleiter der Partizipation“ ste-
hen, wobei die erste Leitersprosse für völlige 
soziale Isolation steht und die Sprosse 10 für 
vollständige Partizipation. Jede Einrichtung 
muss angeben, wie viele Frauen sie erreicht, 
mit welchen Aktivitäten sie diese erreicht, ob 
sie Kenntnis von anderen Organisationen be-
sitzt und welche Zusammenarbeit mit den an-
deren Organisationen besteht. Die Ergebnisse 
werden in einer Matrix zusammengestellt, die 
einen Überblick über Lücken – und Dopplun-
gen – bei den Dienstleistungen für weibliche 
Migranten gibt. Durch dieses Instrument lässt 
sich sicherstellen, dass die bezuschussten 
Einrichtungen eine kohärente und umfassende 
Palette an Dienstleistungen anbieten, die den 
Bedürfnissen aller weiblichen Migranten in 
ihrem Gebiet entspricht. 

nisationen und insbesondere Migrantenvereine schlechter organisiert sind, 
kann sich die Stadtverwaltung Problemen bei der Suche nach geeigneten 
Partnern für die Zusammenarbeit gegenübersehen. Die Stadt hat daher beim 
Aufbau von Kompetenzen eine besondere Rolle zu spielen.

	 Dopplung von Dienstleistungen
	 Bei einer großen Zahl von Organisationen, die Migranten in der ganzen Stadt 

unterstützen, braucht die Stadtverwaltung einen klaren Überblick darüber, wer 
was macht, um sicherzustellen, dass Migranten Zugang zu einer umfassenden 
und kohärenten Palette von Dienstleistungen haben und dass keine Ressour-
cen verschwendet werden, weil bestimmte Institutionen Arbeiten doppelt aus-
führen. Dort, wo es keine lange Tradition der Zusammenarbeit mit zivilgesell-
schaftlichen Organisationen gibt, müssen die Städte erst Bereiche identifizie-
ren, in denen sie die Verantwortung an Partner abgeben können.

	 Strukturierung der Beratung mit der Zivilgesellschaft
 	 Städte unterhalten starke Verbindungen zu zivilgesellschaftlichen Organi-

sationen und nutzen diese Verbindungen, um Input für die strategische Pla-
nung zu sammeln. Häufig geschieht dies auf informelle Weise. Die beratenden 
Gruppen wissen bisweilen nicht, ob ihre Meinung registriert und wie ihr Input 
verwendet wird.

	 Zusammensetzung der Beiräte 
	 Die Zusammensetzung von Beiräten kann eine heikle Angelegenheit sein. 

Insbesondere die Art und Weise, wie Mitglieder ernannt werden, deren Re-
präsentativität (wen sollen sie repräsentieren und wie?) und ihre Fähigkeit, 
angemessene Beiträge zu leisten, können Anlass für Bedenken geben. Auch 
wenn ein unabhängiger Rat Vorteile hat, kann seine Distanz zur Verwaltung 
dazu führen, dass Ratschläge zu abstrakt oder nicht umsetzbar sind.

	 Einfluss der Beiräte
	 Nur wenige Beiräte haben ihre eigenen Ressourcen für die Implementierung 

von Maßnahmen. Sie müssen sich darauf verlassen, dass Behörden und Po-
litiker bereit sind, den Vorschlägen zu folgen. Einige Städte suchen mit Blick 
auf das politische Gewicht solcher Vorschläge nach Möglichkeiten für alter-
native Strukturen, z.B. Gremien, die aus Politikern und Akteuren der Zivilge-
sellschaft zusammengesetzt sind.

	 E m p f e h l u n g e n 
	 »	 Über die finanzielle Unterstützung hinaus können Partner von Schulungen 

zum Aufbau von Kompetenzen profitieren, insbesondere wenn in der Stadt 
eine starke Konkurrenz um knappe Ressourcen besteht und wenn die Part-
ner sich selbstständig um die Aquise von Mitteln kümmern müssen. 

	 »	 Die Erfahrung zeigt, dass Städte durch die Förderung der Vernetzung zwi-
schen den von ihnen finanzierten Organisationen zur Verbesserung des 
Informationsaustauschs, zur Professionalisierung der Zusammenarbeit 
und zur effizienteren Nutzung von begrenzten Ressourcen beitragen.

	 »	 Informelle Kontakte haben enormen Wert, wenn es darum geht, Akteure 
besser kennenzulernen, enge Beziehungen herzustellen und Vertrauen 
aufzubauen, jedoch müssen diese durch formellere und strukturierte For-
men der Kommunikation mit allen Gruppen ergänzt werden. Zwischen Treffen 
kann der Kontakt beispielsweise durch ein webbasiertes System aufrechter-
halten werden, das den Organisationen, die mit der Stadt zusammenarbeiten, 

 

	 Rahmenvertrag mit Wohlfahrtsver-	
	 bänden: Düsseldorf 	  
Die Stadt Düsseldorf hat einen Rahmenvertrag 
mit Wohlfahrtsverbänden abgeschlossen, der 
die Basis für eine fünfjährige Partnerschaft 
bildet und sich auf verschiedene Bereiche der 
Sozialfürsorge, einschließlich der Integration, 
bezieht. Im Rahmenvertrag sind der Betrag, 
der jährlich ausgegeben wird, sowie Details zu 
den zu erbringenden Dienstleistungen festge-
legt (Ziele, Zielgruppen, Qualitätsstandards, 
Indikatoren zur Messung der Leistung). Der 
Rahmenvertrag wird mit jedem Wohlfahrtsver-
band individuell ausgehandelt, und die Wohl-
fahrtsverbände erhalten Schulungen zur or-
ganisatorischen Entwicklung und Zielsetzung. 
Zusätzlich enthält der Rahmenvertrag eine 
Flexibilitätsklausel, so dass im Falle unvorher-
gesehener Veränderungen Programme etc. neu 
ausgehandelt werden können.
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ermöglicht, Änderungsvorschläge oder Ideen zu kommunizieren.
	 »	 Beiräte sollten in alle Stadien des Politikzyklus involviert sein, von der 

Strategieentwicklung über die Implementierung bis zur Evaluierung. 
Werden die Empfehlungen des Ausschusses nicht berücksichtigt, soll-
te eine Erklärung abgegeben werden. Beiräte können davon profitieren, 
wenn ihnen mitgeteilt wird, wie sie Empfehlungen auf praktikable Art und 
Weise formulieren. 

	 »	 Das Verfahren zur Vergabe von Zuschüssen sollte transparent sein, Mög-
lichkeiten sollten weithin bekannt gemacht werden, und es sollten Ver-
fahren existieren, Beschwerden zu Entscheidungen über die Vergabe von 
Zuschüssen zu machen.

	 8	 Gesellschaftliche Teilhabe 
		  von Migranten stärken	
	
		  Städte bieten Migranten die Möglichkeit, Fähigkeiten zu erwerben, die ihr 

Potenzial für die volle Teilnahme an der Gesellschaft erhöhen. Sprache ist der 
Schlüssel, der es Migranten ermöglicht, sich in der Gesellschaft, die sie umgibt, 
zu engagieren. Sprachkursprogramme werden von den Städten auf eigene 
Initiative oder im Rahmen von nationalen Programmen entwickelt. Städte versu-
chen, die Beschäftigungsaussichten von Migranten zu erhöhen. Dies geschieht 
entweder direkt durch die Arbeitsverwaltung der Stadt oder durch andere 
Partner wie beispielsweise die örtliche Handelskammer. Die Möglichkeiten 
reichen von der Bereitstellung von Informationen über Berufsberatung und 
spezielle Kurse (IT, Erstellen von Lebensläufen, Kommunikation, etc.) bis hin zu 
Mechanismen der Unterstützung von Unternehmern mit Migrationshintergrund. 
Die aktive Teilnahme von Migranten an der Gesellschaft kann auch durch 
Freiwilligenarbeit und ähnliche Aktivitäten angeregt werden. Dies geschieht 
unter anderem durch Trainings, die mit Praktika verbunden sind, die Herstellung 
einer direkten Verbindung zwischen Beiräten und der Stadtverwaltung und die 
Unterstützung von gemeinnützigen Organisationen, die von Jugendlichen auf-
gebaut wurden.

		  W e l c h e  Hera    u s f o rder    u n g e n  bes   t e h e n ?
	 Informationslücken
	 Einige Städte sehen sich der Herausforderung gegenüber, bestimmte Migran-

tengruppen zu erreichen, um sie über Möglichkeiten zum Erlernen der Spra-
che zu informieren. Dieses mangelnde Bewusstsein wurde in einigen Städten 
als Hauptgrund für die geringe Beteiligung an Sprachkursen ermittelt. Mig-
ranten zögern manchmal Sprachkurse zu belegen, wenn sie bereits einen Ar-
beitsplatz haben oder wenn sie Kinder erziehen.

	 Das Erlernen der Sprache zur obersten Priorität machen
 	 Viele Migranten, insbesondere Neuankömmlinge, sehen sich mit dringliche-

ren Problemen konfrontiert (Arbeits- und Wohnungssuche, Schulplätze für 
ihre Kinder), so dass das Erlernen der Sprache der Gastgesellschaft nicht als 
oberste Priorität angesehen wird. Auch haben Sprachkurse keine Priorität für 
Arbeitgeber, die zwar möglicherweise Vorkehrungen für die Unterbringung 
von Arbeitern treffen, sich jedoch weniger Gedanken darum machen, das Er-
lernen der Sprache zu unterstützen.

	

 

	 Flexible Kurse entwickeln: Malmö 
Die von der Stadt Malmö im Rahmen des 
Schwedisch-für-Immigranten angebotenen 
Sprachkurse werden auf einer flexiblen Basis 
organisiert. Migranten, die während der nor-
malen Arbeitszeit andere Verpflichtungen ha-
ben (Arbeit, Kinder etc.), können die Kurse zu 
Zeiten besuchen, die für sie angenehm sind.

 

 Erhöhen der Reichweite: Rotterdam 
Für ihre Sprachkurse tritt die Stadt Rotterdam 
durch Migrantenvereine oder individuelle 
Vermittler mit Migrationshintergrund an poten-
zielle Teilnehmer heran. Dadurch werden die 
Reichweite der Kurse und die Motivation der 
Zielgruppe gesteigert.
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	 Diskriminierung
	 Egal ob sie eingebürgert sind oder nicht: Migranten, insbesondere jene, die 

aus Ländern außerhalb der Europäischen Union stammen, weisen eine unver-
hältnismäßig hohe Arbeitslosenquote auf. Bei der Erklärung dieser Diskre-
panz spielt Diskriminierung eine große Rolle. 

	 Fähigkeiten den Anforderungen des Arbeitsmarkts anpassen
	 Da viele Städte ihre industrielle Vergangenheit hinter sich lassen, ändern sich 

auch die Anforderungen des Arbeitsmarkts. Sich diesen Veränderungen anzu-
passen ist besonders für die Migranten eine Herausforderung, die in den 60er 
Jahren in Europas Städte kamen, um Arbeitsplätze für ungelernte Arbeiter an-
zunehmen. Andererseits haben unspezifische Vermittlungspraktiken von Ar-
beitsagenturen in einigen Städten dazu geführt, dass gut ausgebildete Migran-
ten in gering qualifizierte Positionen vermittelt wurden, um den Bedarf lokaler 
Unternehmen zu befriedigen. Diese Arbeitsplätze bieten einen Einstieg in den 
Arbeitsmarkt, aber es kann lange dauern, bis Migranten aufsteigen. 

	 Anerkennung der Qualifikationen
 	 Schlecht entwickelte, langsame und mühsame Mechanismen für die Anerken-

nung von Qualifikationen, die außerhalb der Europäischen Union erworben 
wurden, führen dazu, dass Migranten in Positionen arbeiten, für die sie deut-
lich überqualifiziert sind, und dass Städte ein großes Qualifikationspotenzial 
ihrer Bewohnerschaft ungenutzt lassen.

	 Schwer zu erreichende Gruppen
 	 Bei einigen Gruppen verhindern erhebliche sprachliche und kulturelle Barrie-

ren, dass Städte diese über die Möglichkeiten zur gesellschaftlichen Teilhabe 
informieren und motivieren können. Für viele Migranten, insbesondere für 
Neuankömmlinge, kommt die Teilnahme an gesellschaftlichen Angeboten auf 
ihrer Prioritätenliste erst weit hinter Arbeit, Gesundheitsversorgung, Woh-
nung und Bildung.

	 E m p f e h l u n g e n
	 »	 Partnerschaften mit Migrantenvereinen können die Reichweite von Ange-

boten erhöhen. Migrantenvereine können in ihren Vereinszentren Kurse 
anbieten und Informationen über die Möglichkeiten für gesellschaftliche 
Teilhabe verbreiten. Darüber hinaus sind insbesondere Neuankömmlinge 
empfänglicher für Migrantenvereine als für kommunale Beamte. Informa-
tionsbroschüren können von Migrantenvereinen übersetzt und in Gemein-
dezentren, auf Märkten etc. verteilt werden. 

	 »	 Lokale Initiativen können Migranten dabei unterstützen, ihre Qualifikationen 
so zu entwickeln, dass sie den neuen Anforderungen entsprechen, und sicher-
stellen, dass ihre Berufserfahrung anerkannt wird. Die Frage der Anerkennung 
der Qualifikationen liegt teilweise außerhalb des Kompetenzbereichs der 
Städte. Städte müssen mit der nationalen Regierung zusammenarbeiten, um 
schnell und effektiv Mittel zur Anerkennung ausländischer Qualifikationen zu 
entwickeln und die Vergeudung von Qualifikationen zu vermeiden.

	 »	 Werden Qualifikationen und Berufserfahrung, die im Herkunftsland erwor-
ben wurden, nicht angemessen anerkannt und sehen sich die Migranten 
bei der Arbeitssuche mit Diskriminierung konfrontiert, so entscheiden sich 
viele Migranten dafür, „es alleine in die Hand zu nehmen“. Beratung zur Un-
ternehmensgründung und finanzielle Unterstützung durch die Stadt kann 
für neu gegründete Unternehmen von unschätzbarem Wert sein. 

 

	 Anerkennung von Qualifikationen: 	
	M almö 
Das „Anerkennungzentrum“ der Stadt Malmö 
hilft seinen Kunden bei der Anerkennung von 
Diplomen und bietet ihnen Unterstützung bei 
der Entwicklung eines Qualifikationsportfo-
lios. Die beruflichen Fähigkeiten der Kunden 
werden durch ein ausführliches Interview mit 
einem Berufsschullehrer ermittelt. Während 
einem drei- bis fünftägigen Bewertungsverfah-
ren werden berufliche Fähigkeiten besprochen 
und demonstriert und durch ein Zertifikat 
bestätigt. Zum Schluss nehmen die Kunden 
an einem vier- bis achtwöchigen Kurs einer 
weiterführenden Schule teil und erhalten den 
entsprechenden Abschluss. Während des Ver-
fahrens wird das Portfolio der Kunden durch 
weitere Beschreibungen ihrer Qualifikationen 
ergänzt. Am Ende des Verfahrens besitzen die 
Kunden ein Portfolio, das einen Gesamtüber-
blick über ihre Kompetenzen gibt und das sie 
potenziellen Arbeitgebern vorlegen können. 
Ihr Selbstvertrauen wächst in gleichem Maß 
wie ihre Fähigkeit, ihre Qualifikationen zu kom-

munizieren.

 

	 Unternehmensberatung: Helsinki 
Enterprise Helsinki gehört zum Wirtschafts- 
und Planungszentrums der Stadt Helsinki und 
bietet Unternehmensberatung, Unternehmer-
kurse und Gründungsdienste an. Die Unter-
nehmensberatung zielt auf Neuunternehmer 
und auf Unternehmer, die bereits ein Geschäft 
betreiben. 37% der Kunden sind Immigranten. 
Berater, die Erfahrung in der Zusammenarbeit 
mit Immigranten haben, geben vertrauliche 
und praktische Beratung zu allen Aspekten der 
Gründung, des Betriebs und der Entwicklung 
von Unternehmen: vom Erstellen eines Busi-
nessplans bis hin zur Beantragung von Kre-
diten oder anderen Mitteln für die Gründung. 
Die Unternehmensberatungsdienste sind kos-
tenlos und werden auf Finnisch, Schwedisch, 
Englisch, Russisch, Estnisch, Deutsch und 
Arabisch angeboten. Enterprise Helsinki bietet 
auch Unternehmerkurse an, darunter sowohl 
Anfänger- als auch Fortgeschrittenenkurse 
speziell für Immigranten. Diese haben das 
Ziel, die Immigranten besser mit der finnischen 
Geschäftskultur vertraut zu machen und Prob-
leme im Zusammenhang mit der Ausübung von 

Geschäften in Finnland zu klären. 
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	 »	 Die Städte müssen eine Rolle spielen bei der Bekämpfung von Rassismus 
und Diskriminierung in der gesamten Gesellschaft. Bei der Zusammenar-
beit mit Unternehmen beispielsweise kann die Stadtverwaltung Aktionen 
zur Förderung der Vielfalt und zur Bekämpfung von Diskriminierung anre-
gen. Der städtische Verkehrsbetrieb in Düsseldorf hat beispielsweise eine 
Initiative zur Schulung von Kulturverantwortlichen aus seiner Belegschaft 
gegründet. Der/die Kulturverantwortliche organisiert Aktivitäten (wie bei-
spielsweise den Besuch einer Moschee), um das kulturelle Bewusstsein 
zu erhöhen. Die Stadt Lyon arbeitet mit Arbeitgebern zusammen, um das 
Bewusstsein für Diskriminierung zu erhöhen. In Zusammenarbeit mit einer 
Reihe von Unternehmen wurde eine Zusammenfassung der Antidiskrimi-
nierungsgesetze für Unternehmen erstellt. 

	 »	 Die Ehrung von freiwilligem Engagement, beispielsweise durch jährliche 
Preisverleihungen, kann einen motivierenden Einfluss haben.

	 »	 Nachbarschaftsräte bringen Menschen mit unterschiedlichen kulturellen 
Hintergründen an einen Tisch und bieten allen Bürgern einer Wohngegend 
dieselbe Chance, um ihre Probleme anzusprechen. Außerdem können 
Nachbarschaftsräte den Stadtverwaltungen dabei helfen, öffentliche Un-
terstützung für politische Maßnahmen aufzubauen. Für verschiedene Seg-
mente der Bevölkerung können unterschiedliche Foren entwickelt werden 
(z.B. Jugendliche, ältere Mitbürger etc.).

	 »	 „Glaubensforen“ können Aktivitäten zur Sensibilisierung, soziale Treff-
punkte und, in Zusammenarbeit mit den örtlichen Schulen, Bildungsmaß-
nahmen organisieren. Wo solche Aktivitäten bereits vorhanden sind, kann 
die Stadt finanzielle Unterstützung anbieten oder einen Beitrag mit Sach-
leistungen leisten.

 

	 Religionsrat: Genua 
Der Religionsrat von Genua hat das Ziel, allen 
Glaubensrichtungen der Bevölkerung von Ge-
nua eine gemeinsame Plattform zur Verfügung 
zu stellen. Offiziell sind 16 Religionen im Rat 
vertreten, jedoch sind andere Religionen und 
ökumenische oder religiöse Vereine ebenfalls 
zur Teilnahme eingeladen. Die wichtigsten Zie-
le des Rats sind es, den Dialog zwischen ver-
schiedenen Glaubensrichtungen und mit der 
öffentlichen Verwaltung zu fördern, gemeinsa-
me Aktivitäten von Einwohnern unterschiedli-
cher Kulturen und Religionen zu fördern sowie 
die Kommunikation und den Wissensaustausch 
zwischen Bürgern und der öffentlichen Verwal-
tung anzuregen. Der Religionsrat arbeitet in 
Form regelmäßiger Treffen, die alle drei Monate 
abgehalten werden. Darüber hinaus werden 
öffentliche Debatten und Präsentationen zu 
den Aktivitäten des Rats organisiert. Der Rat 
ist überwiegend in vier Bereichen tätig: Schu-
len; Friedhöfe und Begräbnisse; Rechte von 
Migranten und Minderheiten sowie religiöse 

Kultstätten.
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